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Die Anregung zu der vorliegenden Schrift gab eine 
am I. Juli 1897 vo" d^^ philosophischen Fakultät der 
Ludwigsuniversität zu Giessen gestellte Preisaufgabe. Nach- 
dem die Arbeit des Verfassers am i. Juli 1898 mit dem 
Preise gekrönt worden war, wurde sie — entsprechend 
dem in der Beurteilung durch die Fakultät kundgegebenen 
Wunsche — einer gründlichen Umarbeitung (zum Zwecke 
der Erlangung des Doktorgrades bei der genannten Fakul- 
tät) unterzogen. 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor Dr. Höhl- 
baum, der mir bei dieser Arbeit mit seinem Rat in der 
freundlichsten Weise zur Seite stand, sei an dieser Stelle 
mein herzlichster Dank ausgesprochen. 

Ferner schulde ich für erteilte Auskünfte, sowie für 
ihr Entgegenkommen Dank den Verwaltungen der Archive 
zu Darmstadt, Frankfurt a. M. und München, den Beamten 
der Giessener Universitätsbibliothek, der Darmstädter Hof- 
bibliothek und der Mainzer Stadtbibliothek, den Herren 
Domkapitular Prälat Dr. Schneider und Dr. jur. et phil. 
Eckert in Mainz und Bistumsarchivar Professor Dr. Falk 
in Klein- Winternheim, sowie meinem Freund Dr. Wilhelm 
Eberhard in Berlin. 
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Der Rheinische Bund des Jahres 1254 ist unbestreit- 
bar eine der eigentümlichsten und bemerkenswertesten 
Erscheinungen in der an politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Neubildungen so reichen Zeit des 13. Jahrhunderts. 
Aus den Wirren endloser Fehden, langdauernder Störungen 
der Ordnung und Rechtssicherheit erhebt sich fast unver- 
mittelt zum Schutze des Friedens ein Bund von Städten, 
Fürsten und adligen Herren, der dieses Ziel durch das 
Mittel der Föderation und durch Überbrückung der sozialen 
und sozialpolitischen Gegensätze zu erreichen sucht. Der 
Bund nimmt in kürzester Zeit einen Umfang an, wie er 
kaum vorauszusehen war. Es musste eine weitgehende 
Interessengemeinschaft sein, die dem Bunde, war er ein- 
mal begründet, immer neue Mitglieder zuführte. Es steht 
fest, dass diese Interessengemeinschaft eine Wiederher- 
stellung der gestörten Rechtsordnung namentlich inbezug 
auf die Sicherheit von Handel und Verkehr erstrebte, und 
es drängt sich die Wahrnehmung auf, dass wir es im 
Rheinischen Bunde mit dem Versuche zu thun haben, 
eine wirtschaftliche und sozialpolitische Ordnungspartei zu 
bilden^). Vor allem kehrte sich der Bund gegen die 
Missbräuche, die der rücksichtslosen Ausbeutung ange- 
masster Zollrechte entsprangen, aus denen die Dynasten 
und Herren des Rheinlandes seit der Schwächung der 
Zentralgewalt ihre Vorteile zogen ^). 

1) Vgl. die Ausführungen im Giessener Universitätsprogramm 
v. I. Juli 1898, S. 26. 

') Vgl. hierzu Weizsäcker, Der Rheinische Bund 1254 (1879) 
S. 147 fF. 
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Ist demnach das Vorgehen des Bundes zunächst auf 
wirtschaftlichem und rechtlichem Gebiete von Bedeutung, 
so konnte der Bund doch auch auf politischem Gebiet nicht 
ohne Wirkung bleiben. Das in dem Bunde vorherrschende 
städtisch-bürgerliche Element sah sich zum ersten Male 
zu einem Reichstage zugelassen (zu Worms im Februar 
1255), womit ein erster Schritt zur Reichsstandschaft der 
Städte gegeben schien; aber ein dauernder Fortschritt in 
dieser Richtung war dem bürgerlichen Elemente bei dem 
ganzen Stande ^damaliger Verfassungsentwicklung nicht 
beschieden. Dass der Bund den Versuch glaubt wagen 
zu können, bei der Wahl des neuen Königs nach Wil- 
helms Tode ein Wort mitzureden, jedenfalls aber eine 
zwiespältige Wahl zu verhindern, ist bezeichnend für das 
Kraftgefühl des Bundes. Die Überschätzung der eigenen 
Kräfte gegenüber der filrstlichen Oligarchie jedoch ist 
Anlass zu einem Fiasko, und die dann eintretende Doppel- 
wahl (1257) macht dem Bunde überhaupt ein Ende. 

Darf man demgemäss die Wirkung des Bundes auf 
dem Gebiet politischer Entwicklung nicht überschätzen, 
— zumal er ja, auf 10 Jahre gegründet, nur den vierten 
Teil der ihm zugedachten Lebensdauer erreichte — , so ist 
die Einführung des Einungswesens in den Vordergrund 
des deutschen Gemeinlebens eine historische That, die 
man nicht gering anschlagen kann ; und zugleich liegt in 
der blossen Möglichkeit der Bundesgründung etwas für 
jene Zeit Unerhörtes: die Vereinigung von Fürsten und 
Herren mit Städten in einem Bunde. Die Prälaten des 
Rheines, die vor kaum zwanzig Jahren noch die Bündnis- 
fähigkeit der Städte unter sich bestritten hatten, wir finden 
sie als Bundesgenossen der Städte im Rheinischen Bunde. 
Der zur Zeit Friedrichs II. noch so lebendige Gegensatz 
zwischen fürstlicher Macht und städtischem Wesen — man 
denke nur an die grossen Fürstenprivilegien mit ihrer 
bürgerfeindlichen Tendenz — ist überbrückt, und gleich- 
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zeitig ist die Bündnisfähigkeit der Städte eine unbestritten^ 
Thatsache geworden ^). 

Die Entstehung eines Bundes wie des hier gekenn- 
zeichneten kann nach der ganzen Art historischen Wer- 
dens nicht aus den Zuständen dieser Zeit allein erklärt 
werden, noch weniger aus einer Naturnotwendigkeit, die 
ihn ohne ein persönliches Zuthun hätte hervorrufen können ; 
sondern es bedurfte einer Äusserung menschlichen Geistes 
und Willens, um ihn ins Leben zu rufen. Wohl wirkten 
auch hier wie bei jeder historischen Erscheinung die äusseren 
Verhältnisse mit, insoweit sie die Vorbedingungen schufen, 
aus denen der Bund erwachsen konnte. Aber die persön- 
liche freie Willensäusserung des Menschen war es, die 
auf Grund dieser gegebenen Bedingungen die Initiative 
gab zu dem grossen Unternehmen und die grundlegende 
Organisation in die Wege leitete, aus der sich dann durch 
das Zuthun aller Bundesglieder die eigentliche Bundes- 
verfassung erhob*). 

Indem dies von den Forschern richtig erkannt wurde, 
haben sie sich schon frühe bei Betrachtung des Rheinischen 
Bundes Gedanken über die Frage gemacht, von welcher 
Seite man sich wohl in diesem Falle die Initiative aus- 
gehend zu denken habe. Die bis vor nicht allzulanger 
Zeit allein herrschende Ansicht war die, dass die Bürger 
der Rheinstädte, zumal die Mainzer und Wormser Bürger- 
schaft, den Anstoss zur Bundesgründung gegeben habe. 
Zu dieser Anschauung rausste man kommen, da man bis 
auf Weizsäcker allgemein den Charakter des Bundes 
als den eines Städtebundes auffasste. Aber nachdem durch 
Weizsäckers eindringende Forschung festgestellt war, 



*) Vgl. L. Quidde in der Westdeutschen Zeitschrift, Band 11 
(1883), S. 324, sowie zur Würdigung des Bundes überhaupt P. Brülcke, 
Die Entwicklung der Reichsstandschaft der Städte, Dissert. 1881, S. 5 f 

') Vgl. hierzu besonders Nitzsch in den Preussischen Jahrbüchern 
XXX (1872), S. 373. 
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dass Städte, Fürsten und Herren in gleicher Weise Glieder 
des Bundes waren, erst da konnten sich Zweifel bilden, 
ob nicht von anderer als von städtischer Seite die Initia- 
tive zur Stiftung einer so verschieden zusammengesetzten 
Genossenschaft ausgegangen sein könnte. Aber gerade 
Weizsäcker hält sehr entschieden an der Ansicht fest, 
dass den Städten das Verdienst der Bundesgründung zu- 
zuschreiben sei^), und seine Anschauung fand bis in die 
neueste Zeit Zustimmung bei einer ganzen Reihe von 
Forschern, so bei Lindner*), HegeP), Ulrich*), 
Quidde^), Hintze*), Wetzel'), Sommerlad®) und 
neuerdings bei Boos'). Die Mehrzahl der genannten 
Historiker schreiben der Person des Mainzer Walpoden 
Arnold die"^ Anregung zum Bunde zu. 

Einen entschieden entgegengesetzten Standpunkt nahm 
jedoch zuerst Kornelius Will ein. Er sucht in der 
Einleitung zu dem 1886 erschienenen zweiten Band der 
Regesta archiepiscoporum Moguntinensium nachzuweisen, 
„dass der Metropolit von Mainz an der Errichtung und 
Förderung des Rheinischen Bundes in]]weit höherem Grade 
beteiligt war, als man seither gemeinlich anzunehmen 
pflegte''!^). Die Ausführungen Wills gehen dahin, dass 
Erzbischof Gerhard von Mainz den Bund „nicht aus eigener 
Initiative'* **), sondern infolge des vom Papste auf ihn aus- 

^) Der Rheinische Bund, S. 4 u. S. 43 Anm. 

«) Historische Zeitschr. N. F. VI (1879), S. 122; Deutsche Ge- 
schichte unter Habsb. u. L. I. (1890), S. 11. 

•) Chroniken d. deutschen Städte XVIII, 2, S. 49. 

*) Wilhelm von Holland, Dissert- 1882, S. iio. 

*) Westdeutsche Zeitschr. II (1883), S. 324; Studien z. G. d. 
Rhein. Landfr. (1885), S. 43. 

•) Das Königtum Wühelms von HoU. (1885), S. 161. 

') Das Zollrecht der deutschen Könige (1893), S. 66. 

') Rheinzölle im Mittelalter (1894), S. 152. 

») Gesch. d. rheinischen Städtekultur I (1897), S. 538; II (1898), S. 6. 

") Regesta II, Einleitung S. LVIII. 
") S. LX. 
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geübten Druckes" *) beschwor, dessen Landfriedensinteresse 
und Ordnungsbestrebungen inbezug auf das Zollwesen in 
Deutschland Will zu erweisen sucht*). Nachdem so 
Gerhard gezwungen dem Bunde beigetreten, habe er dessen 
Bestrebungen fleissig gefördert 3) und daher „im Bunde 
selbst eine über die andern Glieder desselben erhabene 
Stellung eingenommen" *), Arnold der Walpode aber darf 
„den ehrenvollen Lohn in Anspruch nehmen, im Namen 
seines Herrn [Gerhards] amtliche Geschäfte, die seiner 
Berufssphäre angehörten [nämlich die Stiftung des Rheini- 
schen Bundes!] oder doch dieselbe nahe berührten, pflicht- 
schuldigst besorgt zu haben*'*). 

Diese durch ihre Neuheit überraschende Ansicht und 
Beweisführung wurde im ganzen angenommen von Kempf *). 
Dieser möchte jedoch eine Scheidung zwischen der Gründung 
des Städtebundes und der des Landfriedensbundes vor- 
nehmen und die Initiative bei der ersteren dem Walpoden, 
bei der letzteren dem Erzbischofe zuweisen, wobei aber 
der Walpode als „erzbischöflicher Beamter und Bürger" 
erscheint. Kempf neigt hiermit also doch auch der An- 
sicht zu, wonach Arnold nur der Ausführer des erzbischöf- 
lichen Auftrags ist. 

Auch noch einige weitere Forscher stehen der Ansicht 
Wills nahe. Am selbständigsten von .diesen erscheint 
Schwemer. Er betont in einem Vortrag "O die Initiative 
der Städte bei allem Einfluss kirchlicher Beziehungen, 
namentlich gegen die intellektuelle Urheberschaft des Erz- 



*) S. LIX. 
«) S. LXm-LX. 
•) S. LXI. 
*) S. LXI. 

*) S. LXIV. Somit hätte der Erzbischof dennoch die Initiative I 
•) Geschichte des deutschen Reiches während des Interregnums 
(1893), S. 151 Anm. 3. 

Korrespondenzblatt der Westd. Ztschr. VI (1887), S. 270. 
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bischofs am Bunde; in einem späteren Aufsatz^) jedoch 
scheidet er noch schärfer „die Kirche" von der Person 
des Erzbischofs, wobei er den Einfluss der ersteren — 
mithin des Papsttums — stärker betont, aber Will s An- 
sicht, die ja schliesslich doch auf eine Initiative des Erz- 
bischofs hinausläuft, abweist. 

Dagegen hat Will in neuester Zeit noch zwei Nach- 
folger gefunden, die seine Ansicht in keinem Punkte 
abweisen. Es sind dies Quetsch®) und Michael*), die, 
ohne sachlich Neues hinzuzufügen, die Vorstellung W i 1 1 s 
herübernehmen, ja sie zum Teil ohne Begründung noch 
erweitern*). 

Aus diesem kurzen Überblick über die bisherige 
Behandlung der Initiativfrage ist zu ersehen, dass eine 
einheitliche Anschauung über diese Frage nicht vorhanden 
ist, so reich sich auch die Litteratur über diese Einzel- 
erscheinung entfaltet hat. Es wird daher nicht als ein 
nutzloses Beginnen erscheinen, wenn wir auf Grund einer 
erneuten Prüfung der Überlieferung und einer erneuten 
Prüfung der Frage im Zusammenhang der Thatsachen 
selbst einen festen Standpunkt gegenüber den verschiedenen 
Meinungen zu gewinnen versuchen. Wir gedenken uns 
insofern unter neuen Gesichtspunkten der Frage zu nähern, 
als wir die einzelnen Vertreter der Kirche, die Will u. E. 
viel zu sehr promiscue verwendet, stärker als bisher be- 
leuchten; als sodann die Persönlichkeit des Erzbischofs 
Gerhard, seine zwiefache Eigenschaft, als Prälat und als 
Territorialfürst, sowie seine Lage zur Zeit der Entstehung 
des Bundes schärfer ins Auge gefasst werden müssen; 



') In der Festschrift des Goethe-Gymnasiums zu PVankfurt (1897), 
S. 81, auch Anm. i. 

') Geschicftte des Verkehrswesens am Mittelrhein (1891), S. 287. 

•) Geschichte des deutschen Volkes I, S. 257 fF. 

*) So weit wie Michael S. 257, Abs. 3 geht, ist Will nicht ge- 
gangen. 
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und als wir endlich die Ordnungsbestrebungen König Wil- 
helms für noch zu wenig beleuchtet halten, als dass eine 
nochmalige Untersuchung überflüssig wäre. 

Wie wir gesehen haben, hat Will zuerst die Thätig- 
keit der „Kirche*' bei der Stiftung des Rheinischen Bundes 
in den Vordergrund gerückt, und er lässt sämtliche Organe 
der Kirche, die hier überhaupt in Betracht kommen können, 
nämlich den Papst, die Legaten und Erzbischof Gerhard, 
in dieser Richtung einheitlich thätig sein. Prüfen wir diese 
Ansicht, indem wir die verschiedenen Träger kirchlicher 
Gewalt von einander trennen, so wird sich uns ein voll- 
ständigeres und genaueres Bild der damaligen Verhältnisse 
ergeben; und wir hoffen die vielumstrittene Frage wenn 
nicht erledigen, so doch mit einer gewissen Wahrschein- 
lichkeit zur Lösung bringen zu können. 

Aus dem Gesagten ergibt sich ungezwungen die 
Einteilung der vorliegenden Untersuchung. Wir werden 
betrachten, inwieweit der Papst und seine Legaten für die 
Entstehung des Bundes thätig gewesen sein können; hieran 
schliesst sich eine Untersuchung der Bestrebungen König 
Wilhelms, soweit sie sich mit den Bundesbestrebungen 
berühren. Im weiteren Verlaufe der Arbeit werden wir 
den Erzbischof Gerhard näher kennen lernen und sehen, 
ob wir ihm einen Anteil an der Enstehung des Bundes 
zuschreiben dürfen. Die beiden Schlusskapitel endlich 
sollen auf die Frage Antwort geben, ob nicht die Städte 
im allgemeinen und Arnold Walpod im besonderen die 
Stiftung des Bundes veranlasst haben können. 

L 
Papst Innocenz IV. und die Stiftung des 

Rheinischen Bundes. 

Die Stellung der Kirche als solcher — des Papst- 
tums — in bezug auf die Zollmissbräuche, die ja den 
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wesentlichen Anlass zur Bundesgründung gaben, war schon 
längst fixiert. In gleicher Weise wie das Streben des 
Königtums richtete sich ihre Forderung auf Abschaffung 
unrechtmässig eingeführter und gegen die Begründung 
neuer Zölle. Zuerst das Laterankonzil von 1122 setzte 
gegen die Begründer neuer Zölle die Strafe kirchlicher 
Exkommunikation fest *). Seit jener Zeit war auf allgemeinen 
und auf Provinzialkonzilien diese Bestimmung öfter er- 
neuert worden *). Erst seit Beginn des 13. Jahrhunderts 
machten sich die praktischen Folgen am Rhein bemerkbar ; 
einige Male greifen Vertreter' des Papsttums in die Zoll- 
verhältnisse am Rhein ein, bisher allerdings meist in ver- 
mittelndem Sinne*). 

Wir haben es mit einer immer weiter greifenden 
Ausdehnung des päpstlichen Herrschaftsanspruches zu 
thun. Mehr und mehr sucht das Papstthum sich auch in 
Fragen, von denen es unmittelbar gar nicht berührt wurde, 
als oberste Instanz aufzudrängen. So hatte sich die Kirche 
auf Grund der erwähnten Konzilienbeschlüsse die Mög- 
lichkeit zugesprochen, jederzeit in die immer brennender 
werdenden Zollfragen nach Belieben einzugreifen*). Viel- 
leicht spielte auch der Gesichtspunkt mit, dass mit dem 
Darniederliegen von Handel und Verkehr durch die Zoll- 
belastung auch die kirchlichen Einnahmen geschmälert 
werden könnten, dass Klöster und Stifter in ihrem Handel, 
dessen Umfang aus den vielen Zollprivilegien *) zu ersehen 
ist, gestört werden müssten. 

*) Mansi, Collectio conciliorum XXI, 304: vgl. Lamprecht, 
Deutsches Wirtschaftsleben ü, S. 274. 

') Die hierauf bezüglichen Beschlüsse sind verzeichnet bei 
Hergenröther, Kirchengescbichte ü, 3. Aufl., S. 578, Anm. 5. Die Pro- 
vinzialkonzilien bis zur Mitte des 13. Jahrh. sind lauter französische. 

•) Sommerlad, Rheinzölle im Mittelalter S. 147 f. 

*) Vgl. die Ausführungen von Lamprecht a. a. O. Auch Waitz, 
Verfassungsgeschichte VÜI, S. 436. 

*) Zusammengestellt bei Sommerlad a. a. O., S. lao — 129. 
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Die Möglichkeit war für das Papsttum somit gegeben, 
auf die Zoll Verhältnisse am Rhein einzuwirken. Sehen 
wir, wie sich hiernach Papst Innocenz IV. in unserer Zeit 
stellte, wo die Unordnung im Zollwesen so besonders 
stark gewachsen war. 

Will hat für die Thätigkeit dieses Papstes im Sinne 
der Zollreform und des Landfriedens nur sehr wenig vor- 
bringen können*). Am 8. April 1254 erliess der Papst 
ein Schreiben an Bernard von Neapel, seinen Legaten, 
mit dem Auftrag, den Erzbischof Gerhard von der Ex- 
kommunikation freizusprechen, damit er den Böhmenkönig 
krönen könne, jedoch unter der Bedingung, dass er für 
seine Verfehlungen Genugthuung leiste ^). Andernfalls soll 
statt seiner einer seiner SufFraganbischöfe die Krönung 
vollziehen*). Dass unter den Verfehlungen, wegen deren 
der Bann verhängt war, Zollungerechtigkeiten verstanden 
sind, hat auch Wi 1 1 *) zugegeben. Wenn er aber in dem Erlass 
eine Bethätigung päpstlichen Willens im Sinne von Zoll- 
reform und gegen unrechtmässige Zollerhebung sieht, so 
kann man ihm hierin nicht Recht geben. Es geht deutlich 
aus dem Schreiben hervor, dass es dem Papste nur darauf 
ankam, dem König Ottokar politisch entgegenzukommen *). 
Der damals schon auftauchende Gedanke der Loslösung 
der böhmischen Kirche von der Metropole Mainz findet 
seinen Ausdruck in der Bestellung eines Suffraganen zu 
der Krönungshandlung; gemeint war jedenfalls Bischof 



1) Will in der angeftlhrten Einleitung S. LVni ff. 

*) „dummodo satisfaciat super his, pro quibus excommunicatus 
habetur". 

•) Das Schreiben steht MG. Ep. pont. III, 240. 

*) A. a. O. S. LIX. Über die Bannung Gerhards (vgl. Böhmer- 
Fickcr- Winkelmann, Regesta imperii V — im folgenden RJ. bezeichnet 
— Nr. 1Q364, 10399) siehe imten. 

*) Vgl. O. Lorenz, Deutsche Geschichte I, S. 118. Die Bezeich- 
nung des Erzbischofs als „alter Mann" beruht auf einer Verwechselung. 
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Bruno von Olmütz, der Träger dieses Gedankens, Freund 
und Berater Ottokars, hochgeschätzt von Papst Innocenz '). 
Dass der Papst gar keine Fügsamkeit Erzbischof Gerhards 
in der Zollfrage erwartete, geht aus dieser Bestimmung 
deutlich hervor 2); wie sollte er auch, da Gerhard in den 
vorhergehenden Jahren gegen den Bannstrahl, der ihn 
seiner Zollungerechtigkeiten halber getroffen hatte, völlig 
unempfindlich geblieben war'). Die Anschauung, dass der 
Papst mit diesem Auftrag an den Legaten Bernard durch- 
aus nur ein Eingreifen in die böhmische Politik im Auge 
hatte, und dass eine Einwirkung auf die Mainzer Verhält- 
nisse nicht in seiner Absicht lag, bestätigt sich, wenn wir 
beachten, dass das päpstliche Schreiben an den für Böhmen, 
Ungarn und die österreichischen Länder beglaubigten 
Legaten *) gerichtet ist, während doch in den gleichen 
Tagen auch nach Deutschland ein Legat gesandt wird*). 

Jedenfalls kann also der hier besprochene Akt des 
Papstes für Landfriedens- und Zollreformbestrebungen 
Innocenz' IV. nicht das Mindeste beweisen, nicht einmal 
für sie angeführt werden. Aber auch sonst mangeln uns 
für diesen Papst Belege derartiger Tendenzen. Nur einen 
einzigen Fall könnte man hierfür noch geltend machen. 

Wie die meisten Stifter in jener Zeit, so hatte auch das 
Erzstift Trier mit finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen*). 
Um sich in diesen Nöten zu helfen, warf sich der Erz- 
bischof auf die Zollerpressung. Hierdurch fühlten sich die 



*) Lorenz a. a. O. S. 225, 257, 262. 

•) An die Möglichkeit, dass Gerhard nachgeben werde, wird 
wohl ebenso wenig gedacht worden sein, wie an die, dass das Mainzer 
Kapitel einen Stellvertreter bestimmen werde. 

•) Hierüber weiter unten Näheres. 

*) RJ. 8708. 

") April 13 (RJ. 10444 a), also fünf Tage nach der Weisung an 
Bemard (RJ. 8709). 

•) RJ. 753ß» 770a- 
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Erzbischöfe von Mainz und Köln dermassen belästigt, dass 
sie Beschwerde beim päpstlichen Stuhl erhoben. Papst 
Innocenz wurde hierdurch bewogen, an den Erzbischof 
von Trier ein Schreiben ^) zu richten, worin von diesem 
verlangt wird, er möge die Unterthanen der beiden Erz- 
bischöfe in Zukunft nicht mehr mit ungerechten Abgaben 
plagen. Gleichzeitig teilt er den beiden Klageführenden 
mit, er werde den Trierer zum Gehorsam veranlassen^). 
Aus der Haltung des Papstes in diesem Falle geht seine 
ganze Stellung zur Zollfrage deutlich hervor. Nicht aus 
freien Stücken mischt er sich ein, sondern nur auf Be- 
schwerde der beiden Erzbischöfe von Mainz und Köln^), 
und nicht um dem Zollunwesen entgegenzutreten, sondern 
um den beiden Prälaten einen Gefallen zu thun. Das 
Schreiben beweist also für des Papstes Gesinnung inbezug 
auf die Zollfrage nichts. In einer Zeit, wo das Papsttum 
in Deutschland im schärfsten Kampfe stand, konnte Innocenz 
den beiden Vorkämpfern seiner Sache ihr Verlangen nicht 
abschlagen *) ; und auch den Trierer will er sich nicht ver- 
feinden, daher die milde Ausdrucksweise, die nur versteckt 
angedeutete Drohung '^), wobei kein Wort von der auf 
derartigen Vergehen eigentlich stehenden Strafe des Bannes 
gesagt wird. 

Es liegt also auch in diesem Erlass des Papstes kein 
Grund, ihn als Vertreter der strengen Zolltheorie der 
Kirche aufzufassen. Innocenz war überhaupt kein Theore- 
tiker, sondern ein praktischer Politiker. Wie konnte der 
streitbare Papst im Kampfe gegen die Staufer ein ver- 
dammendes Urteil gegen einen seiner Anhänger schleudern, 
der das Geld, das er aus Zöllen erhielt, doch wieder im 



*) MG. Ep. pont. II, 210 (1247 Jan. 31). 

*) 1. c. 211. 

•) „sicut iidem archiepiscopi nobis exponere curaverunt". 

*) „prefatis archiepiscopis in suo iure nullatenus deesse possumus". 

*) „quod . . . providere super hiis aliter non cogamur". 
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Dienste des Papsttums selbst verwendete?*). In der That 
hat sich der Papst Innocenz IV. um die ZollmissB^äuche 
an sich nie gekümmert^ wenn ihm nicht besondere Be- 
schwerden einliefen oder er um Zollerlaubnis geradezu 
angegangen wurde. In den letzteren Fällen pflegte er die 
Erhebung zu gestatten^). 

Es läge ja auch in der That kein Grund vor, wes- 
halb der Papst gegen Zollmissbräuche in Deutschland ein- 
schreiten sollte, wenn nicht einer seiner Anhänger sich 
beschwerte ; sollte der Papst im Interesse der ihm zumeist 
feindlichen Städte handeln? 

Endlich müssen wir nur noch der Ansicht Wills**) 
entgegentreten, der in den Briefen des Papstes vom 23. und 
26. Juli 1254 „unverkennbare Anklänge an die Bestrebungen 
des Rheinischen Bundes zur Herstellung ruhiger und ge- 
ordneter Verhältnisse" findet. Es handelt sich hierbei um 
die beiden Briefe, in denen der Papst König Wilhelm und 
Erzbischof Gerhard von Mainz zur Versöhnung mit einander 
auffordert*). Will scheint unter den rebelles, zu deren 
Niederwerfung der König und der Erzbischof einträchtig 
zusammenwirken sollen, auffallenderweise und in völligem 
Widerspruch mit dem ganzen Sinn der beiden Briefe die 
Zollräuber zu verstehen. Es ist dem ganzen Wortlaut der 
Briefe nach gar kein Zweifel, dass die „Rebellen" niemand 
anders sein können, als die Anhänger der Staufer, die 
Gegner König Wilhelms und der von dieser vertretenen 



*) Dieser Gesichtspunkt tritt z. B. in den Vergünstigungen för 
Trier hervor, vgl. RJ. 7538, 7702. 

*) Z. B. RJ. 8103 und Berger (Les registres d*Innocent IV.) 
6027 ; im letzteren Falle (für Alfons von Poitou) fixiert er seine Stellung 
zu derartigen auswärtigen Gesuchen : „licet posse imponi nova pedagia 
in aliorum preterquam in terris ecclesie concedere non sit nostrum, 
tarnen ....*" 

•) Einleitung S. LIX. 

*) Guden, Codex dipl. I, 643 f. 
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päpstlichen Sache. Sehr eigentümlich ist die Erklärung, 
die die beiden Schreiben in Beziehung zu den Bestrebungen 
eines Bundes setzt, der für den Landfrieden und gegen 
Raubzölle auftritt. Ist denn Landfrieden dasselbe wie die 
Versöhnung zwischen König und Erzbischof? Bedarf es 
dieser gezwungenen Erklärung überhaupt? Nein, es ist 
doch sehr natürlich, dass der Papst eine Versöhnung 
zwischen dem päpstlichen König — „plantam nostram 
nostris manibus consitam" nennt er ihn in dem Briefe an 
den Erzbischof — und dem ersten Würdenträger seines 
Reiches herbeizuführen sucht. Wie oft kam der Papst in 
die Lage, zwischen seinen Anhängern Frieden zu stiften ^) ; 
so war es auch hier, wo eine Uneinigkeit der päpstlichen 
„Pflanze'* mit dem ersten deutschen Kirchenfürsten die 
grösste Gefahr in sich barg und alle Vorteile vernichten 
konnte, die sich Innocenz von der Nachricht vom Tode 
König Konrads, — die eben jetzt in Deutschland ange- 
kommen war, — versprechen mochte. Mit keinem Worte 
aber ist die Zoll- oder auch nur die Landfriedensfrage 
gestreift; überall handelt es sich um gemeinsame Nieder- 
werfung der Rebellen, der Staufischgesinnten in Deutsch- 
land. 

Wir kommen also zu dem Wills Ausführungen 
gerade entgegenlaufenden Resultat, dass sich für Papst 
Innocenz IV. eine den Bestrebungen des Rheinischen Bundes 
analoge Thätigkeit, die sich gegen unrechtmässige Zölle 
oder Landfriedensstörungen gerichtet hätte, bei einer kri- 
tischen Prüfung der Überlieferung und der gegebenen 
Umstände nicht im geringsten erweisen lässt, ja dass eine 
solche Annahme nicht einmal einige Wahrscheinlichkeit 
für sich hat. Somit haben wir eine Einwirkung des päpst- 



*) Vgl. den erwähnten Zwist wegen der Trierer Raubzölle; 
femer RJ. 7898 f., 7902, 7905 f., 8530 : vgl. auch RJ. 8580, 8759. Würdt- 
wein^ Nova subs. dipl. I, p. 60. 
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liehen Stuhles auf die Stiftung des Rheinischen Bundes 
abzuweisen *). 

II- 

Die päpstlichen Legaten und die Bundesstiftung. 

Näher als dem Papste hätte es den Legaten, die er 
nach Deutschland sandte, gelegen, in die Zoll- und Land- 
friedensverhältnisse auf Grund des oben dargelegten kirch- 
lichen „Rechtes" einzugreifen. An sie mussten sich in 
Deutschland die wenden, die von der kirchlichen Autorität 
eine Einwirkung auf die Missbräuche erwarteten. 

Die erste Legation Peters von St. Georg (Capocci) 
(1247/48) und die kurze Legation Peters von Albano (1250) 
geben uns keine Gelegenheit, ihre Stellung zu den an- 
gedeuteten Fragen kennen zu lernen. Dagegen gewinnen 
wir aus der Thätigkeit des Legaten Hugo von St. Sabina 
einige Anhaltspunkte. 

Kardinalpriester Hugo, den der Papst wahrscheinlich 
auf Wunsch König Wilhelms im Frühjahr 1251 nach Deutsch- 
land entsandte, um dort dem von der Kirche geschaffenen ^) 
Könige mit der geistlichen Gewalt zur Seite zu stehen*), 
zeichnete sich besonders durch sein scharfes Vorgehen 
gegen Zollfrevel aus. Das Chronicon rhythmicum Colo- 
niense*), auf das im Zusammenhang mit unserer Frage 
zuerst Cardauns aufmerksam gemacht**) und das dann 



*) Mit der Zurückweisung der Ansicht Wills ist gleichzeitig auch 
die Darlegung von Michael (a. a. O. S. 258) abgelehnt, die eine selb- 
ständige Prüfung der Sache vermissen lässt. 

*) Man denke an den Ausdruck „planta nostra", oben S. 13. 

•) „ad Wilhelm! regis confirmationem" Ann. Erphord. (MG. SS. 
XVI, 38 = Böhmer, Fontes II, 410). 

*) ed. Waitz im Anhang zu seiner Ausgabe der Chronica regia 
Coloniensis. 

*) Vgl. Picks Monatsschrift f. rhein.-westf. Geschichtsf. u. Alter- 
tumskunde I (1875), S. 90; Histor. Jahrbuch der Görresgesellschaft I 
(1880), S. 165; Konrad von Hostaden (Festschrift der Görresgesell- 
schaft), (1880), S. 25. 
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Will benutzt hat^), widmet diesem Vorgehen des Legaten 
eine Reihe von Versen, was um so höher anzuschlagen 
ist, als er einen sonst von den gleichzeitigen Chronisten 
nicht erwähnten Gegenstand berührt. Freilich leidet die 
Deutlichkeit der Darstellung stark unter Schwulst und 
Pathos. Seine Worte lauten*): 

„Aurifer et Rhenus, speculo crescente, rapinis 

Fit cito tam plenus, quod nee modus est neque finis. 

Postea legatus Hugo pape veneratus 

Hos [sc. raptores] obiurgatus, culpam pandendo reatus, 

Monstrat precisos a papa talia nisos, 

Concordes visos absolvit obinde recisos. 

Pontifices dictos facit abiurare rapinas 

Et sie astrictos monet inde timere ruinas. 

Qui dum discessit, morbus radice recrescit, 

Pax patrie cessit, iterata rapina virescit". 

Aus der unter dem Zwange von Rhythmus und Reim 
ziemlich schwer verständlich gewordenen Darstellung geht 
doch soviel hervor, dass Legat Hugo es verstanden hat, 
durch Vorgehen gegen verschiedene Zollräuber Ruhe 
herzustellen, und dass er verschiedene Prälaten veranlasst 
hat, ihre rapinae auf diesem Gebiete abzuschwören, eine 
Massregel, die nach seinem Weggang nicht mehr wirksam 
blieb. Gegen wen sich des Legaten Vorgehen im einzelnen 
richtete, steht nur insoweit fest, als einer von den durch 
seine Zensur Betroffenen gerade Erzbischof Gerhard von 
Mainz war^). Ihn exkommunizierte der Legat, wahr- 



») A. a. O. LIX f. 

') In der angeführten Ausgabe S. 313. 

•) Dass es jedoch mehr als eine Person war, geht ausser aus 
der mitgeteilten Quellenstelle auch aus Epist. pont. III, 439 hervor: 
„excommunicatus erat (Gerhardus) per sententiam a nobis (Hugone) 
... in eundem archiepiscopum et a 1 i o s nova recipientes pedagia 
prolatam''. Doch dürfen wir bei den alii wohl an Verwandte und 
Freunde Gerhards denken. 
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scheinlich im Herbste 1252, wegen Erhebung neuer Zölle ^). 
Am 15. April 1253 spricht er ihn wieder los vom Banne 
und erklärt alle von ihm in der Zwischenzeit vorgenommenen 
Amtshandlungen für gültig*), ein Zeichen, wie sehr sich 
der Charakter der Exkommunikation als einer kirchlichen 
Zensur verflüchtigt hatte, sodass in ihr nur noch eine für 
weltliche Vergehen verhängte Strafe gesehen werden kann, 
die eine Handhabung der kirchlichen Funktionen nicht 
unterbricht. Damit war der Strafe der wesentliche Inhalt 
genommen, und die Bannung Gerhards durch Hugo darf 
als Beweis für das Bestehen kirchlicher Ordnungsbe- 
strebungen inbezug auf das Zollwesen nicht herangezogen 
werden. Vor seiner Abreise aus Deutschland, also im 
Sommer 1253, muss Hugo von neuem den Bann über 
Gerhard verhängt haben, denn dieser wird noch im fol- 
genden Frühjahr als von Hugo gebannt erwähnt*). 

Wie kam der Legat zu solchen Verfahren? Da in 
den Weisungen des Papstes an den Legaten nichts hierauf 
Bezügliches anzutreffen ist und auch gemäss der oben aus- 
geführten Haltung des Papstes gar nicht zu erwarten wäre, 
so müsste uns das Vorgehen des Kardinals unerklärlich 
bleiben, wenn wir nicht wüssten, dass er ein treuer An- 
hänger und Helfer König Wilhelms gewesen ist. König 
Wilhelm nun war ein eifriger Förderer von Handel und 
Verkehrsfreiheit*); daher liegt die Vermutung nahe, dass 
der Legat nur nach dem Wunsche, vielleicht sogar im 
Auftrage des Königs handelte, wenn er den Zollerpressungen 
am Rhein entgegentrat. 

Die Thätigkeit, die Kardinallegat Peter von St. Georg 
während seiner zweiten Legation (1254 — 55) im Sinne der 
Bestrebungen des Rheinischen Bundes entfaltete, gehört 

») RJ. 10364. 

^ RJ. 10399. 

•) RJ. 8709. Vgl. MG. Ep. pont. Hl, 240. 

*•) Vgl. das folgende Kapitel. 
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eigentlich nicht mehr hierher, da sie in eine Zeit fällt, wo 
der Bund schon in voller Blüte stand. In jener Zeit (1254 
Okt. 7) beauftragt er den Mainzer Dechanten, dass er 
Städte und Adel jener Gegend zum Beitritt veranlassen, 
gegen Störer des Ansehens König Wilhelms und des 
Landfriedens aber mit Kirchenstrafen einschreiten möge*). 
Das Schreiben charakterisiert so gut die Stellung, die die 
Legaten zur Zeit König Wilhelms einnahmen, dass wir es 
näher betrachten müssen. 

Der Legat teilt dem Dechanten mit, dass pacis federa 
generalis geschlossen seien, „per quam honor dei et ecclesie 
Romane, Serenissimi principis domini W. regis Romanorum 
illustris et salus provincie procuratur". Wir sehen: der 
Vertreter der Kirche legt zunächst Wert auf die Ehre der 
Kirche und ihres Königs, d. h. auf die Gewinnung neuer 
Anhänger für König Wilhelm, dessen Autorität ja inzwischen 
vom Bunde anerkannt worden war, dann erst kommt in 
letzter Linie salus provincie. So auch im folgenden: 
„Quodsi forte fuerint aliqui . . . contra exaltationem dicti 
regis et statum provincie turbatores, contra eos per excom- 
municationis . . . sentencias procedere non postponas . . ."; 
auch hier steht die Anerkennung des Königs, d. h. des 
päpstlichen Willens, vor der Ruhe des Landes in der 
Reihe des zu Erstrebenden, und es wird darauf hinge- 
arbeitet, alle Anhänger der päpstlichen Partei und nur 
diese im Bunde zu vereinigen. — Dementsprechend er- 
hielten später, als der Bund sich mehr zu einem Werkzeug 
in der Hand Wilhelms zu wandeln begann, die Bürger 
von Worms und Speyer „wegen ihrer Bemühungen um 
den Landfrieden'* — gemeint ist natürlich ihre Unter- 
werfung unter des Königs und des Papstes Willen -- ein 
Nonevokationsprivileg ^). 

*) Ennen u. Eckertz, Quellen z. Gesch. v. Köln II, S. 345 No. 
337 (eingerückt). 

«) RJ. 10485. 
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Somit bleibt von der Thätigkeit der Legaten in Sachen 
des LandfriedeiiS bei genauerem Zusehen nichts übrig; 
wir haben es überall mit einer Wirksamkeit zu thun, die 
sich auf politische Unterstützung des von der Kirche ge- 
schaffenen Königs erstreckt oder den Bestrebungen dieses 
Königs mit der Macht der Kirche zu Hülfe kommt. Dass 
wir in dem Vorgehen Kardinal Hugos gegen die Inhaber 
unrechtmässiger Zölle diese letztere Seite der Legaten- 
thätigkeit zu erkennen haben, werden wir im folgenden 
Abschnitt sehen. 

III. 

WilheliD von Holland als Schützer der 

Verkehrssicherheit. 

Die Mehrzahl der Bearbeiter der Geschichte Wil- 
helms von Holland hat es versäumt, auf seine Thätigkeit 
inbezug auf Landfrieden, Zollordnung und Verkehrssicher- 
heit zu achten, soweit diese Thätigkeit vor der Wahl 
zum römischen König zu erkennen ist. Erst die Beobachtung 
dieses früheren Wirkens als Graf kann das gleichgerichtete 
Streben des Königs im richtigen Lichte zeigen ^). Schon 
bald nachdem er — ein zwölfjähriger Knabe*) — den 
Grafensitz von Holland eingenommen hatte, muss ihm nahe 
gelegt worden sein, wie gross die Vorteile sind, die dem 
Landesherrn durch merkantile Bethätigung der Unterthanen 
erwachsen. So muss dem Jüngling schon als Ziel vor- 
geschwebt haben, Handel und Verkehr in seinem Lande 
zu heben, und wir sehen ihn die richtigen Mittel heraus- 
finden : die Zollschranken, die wie am Oberrhein, so auch 



^) Nur Hasse hat in seiner leider nur die Anfänge Wilhelms 
als König behandelnden Dissertation („König Wilhelm von Holland, 
I. Teil", Strassburg 1885) S. 66 f. die Handelspolitik des Grafen Wil- 
helm in Betracht gezogen. 

») RJ. 4885 d. 
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in den Niederlanden die Bewegung des Handels unter- 
banden, mussten gelockert, das unbillige Strandrecht refor- 
miert, den Strassenräubern musste entgegengetreten werden. 
Demgemäss sehen wir den jungen Grafen handeln. Ein 
Vertrag mit Brabant (1242) wandte sich gegen die Räuberei ^); 
Urkunden für Lübeck, Hamburg, Harlem, Delft^) schafften 
Zoll- und Strandrechtserleichterungen (1243— 1246). Nach- 
dem ihm dann die Wahl zum Könige einen gewissen 
Rückhalt, eine Erhöhung des Ansehens gegeben hatte, 
konnte er an einen weiteren Ausbau der begonnenen 
Verkehrsreform herantreten. Von seiner landesherrlichen 
Fürsorge zur Zeit seines Königtums zeugen die Privilegien, 
die er in den folgenden Jahren holländischen und fremden, 
aber in Holland Handel treibenden Städten gab; so die 
Urkunden für Zierikzee, Lübeck, Dordrecht, Soest, Bremen, 
Stade, Utrecht, Middelburg, Alkmaar ^), ferner für die 
flandrischen Kaufleute insgesamt*) und für die in Holland 
handelnden Kaufleute aus der Mark Brandenburg '^). Ebenso 
gehören die Urkunden hierher, die der in Wilhelms Namen 
und in seinem Sinne in Holland regierende Statthalter, 
sein Bruder Florenz, ausstellte. Wir besitzen solche für 
Lübeck, Hamburg, Bremen und Stade®) und ersehen aus 
anderen, wie Graf Florenz Handelsstreitigkeiten zu schlichten 
bestrebt ist '). 

1) Jan de Klerk, Brabantsche Yeesten, hsg. v. Willems, Bd. I, 
Urk.-Anhang S. 647 Nr. 42. 

*) Höhlbaum, Hansisches Urkundenbuch I Nr. 331, 337, 340, 
344; auch Nr. 334 gehört hierher, weil von einem nahen Verwandten 
des Grafen ausgestellt. 

») RJ. 4902, 4952, 4992, 5024, 5098, 5099, 5100, 5136, 5137, 5181, 
519a. (Der Kürze halber werden die Zitate nach RJ. gegeben, ob- 
gleich dort der Inhalt der betr. Urkunden manchmal nicht vollständig 
wiedergegeben ist). 

*) RJ. 4924. 

^) RJ. 5070, 5071. 

•) Höhlbaum, Hansisches ÜB. I, Nr. 373, 443. 

^) A. a. O. Nr. 415, 429, 



^ 
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Die in dem engeren Wirkungskreis des Erblandes 
gemachten Erfahrungen zögerte der junge König nichts 
auf den weiteren Wirkungskreis innerhalb des Reiches 
anzuwenden. Mit raschem Blick erkannte er, dass im 
Reiche Handel und Verkehr an denselben Übeln krankten, 
wie in seiner niederrheinischen Grafschaft. Demgemäss 
suchte er hier wie dort durch Privilegien die Nachteile der 
für seine Finanzen unentbehrlichen Reichszölle aufzuheben *). 
Gleichzeitig aber war es ihm klar, dass die wenigen Zölle, 
die das Reich erhob, es nicht seien, die den Verkehr 
hemmten, sondern die Menge anderer Zölle. Von diesen 
wenigstens die unrechtmässig erhobenen zu beseitigen, 
war daher vom Beginn seines Königtums an sein Bestreben ; 
und er spricht diese Absicht aus, wenn er schon wenige 
Tage nach seiner Wahl den Bürgern von Köln das Ver- 
sprechen giebt: „toUemus ab eis iniusta telonea sicut 
poterimus citius absque mora"^). Wir sehen: die dem 
Könige von städtischer Seite jedenfalls nahegelegte Reform 
fand bei ihm williges Gehör — entsprechend seinen früheren 
Bestrebungen. Gleichzeitig fand er ja auch hierin ein 
Mittel, die reichen und mächtigen Städte des Rheinlandes 
sich geneigt zu machen. 

Thatsächlich scheint dem König gleich zu Anfang 
seiner Regierung ein Erfolg im angedeuteten Sinne be- 
schieden gewesen zu sein. Eine Versammlung der bei 
der Wahl anwesenden Grossen war es wohl, die einige 
Tage später, als der König in Köln eingezogen war, sich 
zur Aufhebung der unrechtmässigen Zölle bestimmen Hess. 
Keine urkundliche Nachricht ist uns über den merkwür- 
digen Vorgang erhalten ; aber der gerade in diesen Dingen 
glaubwürdige kölnische Reimchronist hat uns die Nach- 
richt davon aufbewahrt. Er schreibt^): 



*) RJ. 4890, 4915, vgl. auch 5024. 

«) Ennen-Eckertz, Quellen z. Gesch. d. Stadt Köln II Nr. 266. 

') In Waitz' Ausgabe der Chron. regia Colon. S. 312 f. Auf die 
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„Regis principio Wilhelmi queque novata 

Abiurata scio thelonia; re publicata 

Vidi pontifices tres una Coloniensi, 

Cesaris artifices, Maguntino, Treverensi, 

Magnates proceres simul abiurare rapinas, 

Ad leges veteres pacis reparare ruinas; 

Urbis Agrippine quod novit sala repleta. 

Sed celeri fine fuit hec iuracio spreta; 

Dum per prelatos nee abit mercatio tuta, 

Est male versatos raptorum turba secuta'*. 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass das oben (S. lo f.) 
besprochene Schreiben des Papstes den Trierer Erzbischof 
zu grösserer Gefügigkeit in dieser Sache veranlasst hat; 
aber ohne Zweifel hat doch der Wunsch König Wilhelms 
den Anstoss zu diesem Entschluss und zu dieser Massen- 
demonstration gegeben. 

,,Sed celeri fine fuit hec iuracio spreta": die gut an- 
gefangene Sache fand ein rasches Ende. Hieraus ist zu 
schliessen, dass es sich bei dem ganzen Vorgang weniger 
um eine ernste Umkehr auf dem Wege der Zollerpressung 
als um ein augenblickliches Zugeständnis, einen Akt der 
Courtoisie gegenüber dem Neugewählten gehandelt hat. 
Aber auf die frohen Festtage von Köln folgte die schwere 
Zeit der Städtebelagerungen, und dabei mögen die Kassen 
der Anhänger Wilhelms so stark angestrengt worden sein, 
dass die Rückkehr zu den Einkünften aus verbotenen Zöllen 
ihnen unumgänglich schien. Wie es hiermit in Mainz stand, 
werden wir im nächsten Abschnitt zu betrachten haben. 

Von König Wilhelms handelsfreundlicher Politik er- 



hier angeftihrte Stelle folgt dann die Erwähnung des Eingreifens 
Kardinal Hugos (s. oben S. 15). — Die Meinung, dass wir es hier mit 
einem Bericht über die Stiftung des Rheinischen Bimdes zu thun 
hätten, ist von ihrem Vertreter Cardauns (Picks Monatsschr. f. rhein.- 
westf. Gesch. I, S. 90) mit Recht zurückgezogen worden (Hist. Jahrb, 
d. Görresges. I; S. 165). 
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fahren wir in der nächsten Zeit keine direkte Äusserung. 
Seine Kämpfe in den Niederlanden, die den Belagerungen 
und Kämpfen am Rhein ^) gefolgt sind, lassen ihn nicht 
dazu kommen, persönlich den wieder emporgekommenen 
Raubzöllen zu steuern. Und die Inhaber dieser Zölle sind 
ja auch die mächtigsten Fürsten des Reiches, denen gegen- 
über die ihm zu Gebote stehende Macht schwerlich aus- 
gereicht hätte, um sich Gehorsam zu erzwingen, auch 
wenn für ihn nicht Schonung seiner Anhänger ein Gebot 
der Klugheit gewesen wäre. Ist es da nicht natürlich, 
wenn Wilhelm indirekt durch den weiter reichenden und 
mächtigeren Arm des päpstlichen Bevollmächtigten, der 
ja zu seiner Unterstützung nach Deutschland gesandt war, 
zu wirken suchte?^). 

Nach Hugos Abreise setzt sofort die Thätigkeit König 
Wilhelms gegen die widerrechtliche Zollerhebung wieder 
ein. Am 21. August 1253 verbietet ein Edikt von ihm 
die unrechtmässigen Zölle, indem auf mehrfache frühere 
Rechtssprüche Bezug genommen wird^). Dieser letztere 
Umstand zeigt, dass der König auch in der Zwischenzeit 
wenigstens nicht unthätig in dieser Sache war*), es aber 
jetzt, nach des Legaten Abreise, erst wieder für nötig 
hielt, energisch selbst einzuschreiten. Gegen wen sich das 



*) Ob bei der Schleifung der Burg Sterrenberg (gegenüber 
Boppard) 1249 die Zollfrage mitgespielt hat, wie Sommerlad (Rhein- 
zölle im M. A. S. 52) meint, ist nicht testzustellen. 

') Das Schreiben Kard. Peters an den Mainzer Dechanten ist 
in den Niederlanden verfasst, wo sich der König zu gleicher Zeit 
auch befand (RJ. 10461, 5202 f.) Auch Hugos Exkommunikationssentenz 
gegen Gerhard von Mainz ging von Lüttich aus. RJ. 10364. 

•) MG. Constitutiones II, 471. 

*) Seine städtefreundliche Gesinnung hatte er inzwischen auch 
dadurch bewiesen, dass er mit den Bürgern von Utrecht in ein engeres 
Freundschaftsverhältnis trat, indem er selbst Ehren-Bürger dieser 
St^dt wurde. RJ. 4961 a. 



Edikt speziell richtete, ist nicht nachzuweisen ^); ebensowenig 
können wir einen Erfolg bemerken. 

Schon hatte die Zeit begonnen, wo die Erzbischöfe 
des Rheines sich von dem Könige, den sie selbst gewählt, 
zurückzuziehen begannen. Mit blossen Verordnungen 
konnte, wie erwähnt, der in den Niederlanden beschäftigte 
König auf die Grossen des Reiches keine Wirkung aus- 
üben, und die Hülfe eines Vertreters des Papsttums stand 
ihm nicht mehr zur Seite. Die handeltreibenden Städte 
sahen von neuem ihrem Verkehr Hindernisse in den W^eg 
geschleudert, sie waren in Wahrheit „quasi destitute regia 
defensione", wie eine gleichzeitige Chronik sagt^). Der 
König war fern und machtlos, die Kirche bezw. das Papst- 
tum zeigte keine Neigung zu einer Regelung der ver- 
rotteten Verhältnisse im Zollwesen, und Hugo, der Ver- 
treter der päpstlichen Gewalt, der einzige, der im Sinne 
des Königs mit einigem Erfolge gewirkt hatte, war aus 
Deutschland zur Kurie zurückgereist. Somit konnten die 
Rheinstädte auf eine Hülfe von aussen nicht rechnen, sie 
waren zur Selbsthülfe gedrängt. 

IV. 

Erzbischof Gerhard I. von Mainz und die Stiftung 

des Rheinischen Bundes. 

Wie bereits angeführt, hat Will dem Erzbischof 
Gerhard ein besonderes Verdienst um das Zustandekommen 
des Rheinischen Bundes zugeschrieben. Wir haben diesen 
Prälaten bisher immer nur als Inhaber von unrechtmässigen 
Zöllen kennen gelernt, ein Umstand, der zunächst schon 
sehr wenig für Wills Ansicht zu sprechen scheint. Ehe 
wir jedoch in dieser Sache zu einem abschliessenden Urteil 



*) Nach RJ. 5166 soll die Klage des Erzbischofs von Magde- 
burg die Veranlassung des Ediktes gewesen sein. 

*) Hermann Altah.^ (MG, SS. XVn, 397; Böhmer, Fontes ü, 511). 
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gelangen können, müssen wir uns über seine Person, seine 
Stellung als Prälat und als Territorialherr klar werden. 

Der Mainzer Metropolitanstuhl war im 13. Jahrhundert 
fast im erblichen Besitz der in der Umgebung von Mainz 
dominierenden Herrengeschlechter. Ein Vorteil lag hierbei 
auf beiden Seiten: die Dynasten fanden einen Rückhalt 
am Mainzer Erzstift, und dieses konnte in seiner terri- 
torialen Politik auf das herrschende Dynastenhaus mit 
Sicherheit bauen. So war auf Sigfrid IL aus dem Hause 
Eppenstein sein Neffe Sigfrid III. gefolgt. Nach dem Tode 
dieser mächtigen historischen Gestalt wählte das Dom- 
kapitel, nachdem eine Postulation des Erzbischofs von Köln, 
Konrads von Hostaden, auch für den Mainzer Stuhl, nicht 
die Billigung der Kurie gefunden hatte, unter Übergehung 
des vom Papste vorgeschlagenen Kandidaten den greisen 
Dompropst Christian zum Erzbischof ^). Wenn man hier 
scheinbar von der oben angedeuteten Gewohnheit sich 
entfernt hatte — Christian stammte aus der Mainzer 
Ministerialenfamilie der Kämmerer von Weisenau — so wird 
hier doch wohl der Einfluss der mächtigen Familie Bo- 
landen stark eingewirkt haben, die mit der Familie des 
Neugewählten nahe verwandt war^). 

Es ist bekannt, dass Erzbischof Christian II. nach 
kurzer Amtsführung die Würde niederlegen musste (1251), 
da sich herausstellte, dass er den von Papst und König 
in ihn gesetzten Erwartungen nicht entsprach. In jener 
Zeit bedurfte es einer kriegerischen Persönlichkeit an so 
hoher Stelle, nicht eines friedlichen Greises. Viel rascher 
als die vorige Wahl vollzog sich die neue unter wesent- 
licher Mitwirkung des Legaten Hugo^). 

») Vgl. Will a. a. O. S. L. 

«) Vgl. H. Bär, Beiträge z. Mainzer Geschichte, i. Stück (1789). 
Thatsächlich erbte das Haus Bolanden den Weisenauer Besitz. Auch 
mit den Eppensteinern war der Neugewählte verwandt. Vgl. Will 
.Ä. a. O. S. XLVIII. 
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Wildgraf Gerhard, der neue Erzbischof, war durch- 
aus von seinem Vorgänger verschieden. Zwar werden 
wir sogleich sehen, dass er nicht so ganz jugendlich ge- 
wesen sein kann, wie man bis in die neueste Zeit an- 
genommen hat ^). Im Schoss der Mainzer Kirche hatte er 
seine geistliche Erziehung genossen ^). Doch schon zu 
Beginn der 1240er Jahre hatte er sich in scharfen Gegen- 
satz zu ihr gestellt. Wahrscheinlich mit Rücksicht auf 
seine staufisch gesinnte Familie machte er den 1241 von 
Erzbischof Sigfrid III. in Gemeinschaft mit dem Erzbischof 
von Köln ins Werk gesetzten Abfall vom Kaiser Friedrich 
nicht mit. Wir wissen, dass er in den folgenden Jahren 
in König Konrads Heer gegen seinen Erzbischof die 
Waffen führte ^). Letzterer verhängte selbstverständlich 
die Exkommunikation über ihn, der damals Domkantor 
war, erklärte ihn seiner Pfründen entsetzt und unfähig zu 
geistlichen Ämtern für die Zukunft. Dieser Spruch wurde 
1244 vom Provinzialkonzil zu Fritzlar*) und auctoritate 
apostolica vom Bischof von Speyer*^) bestätigt. Auch 
direkt spricht sich der Papst gegen ihn und seine Ge- 
nossen aus*). 

Von 1245 bis 1249 verschwindet der Gebannte aus 
unserem Gesichtskreis. 1249 aber sehen wir ihn plötzlich, 
als Kanonikus von Köln, vom Papste wieder zu Gnaden 
angenommen und in der Folgezeit mehrfach von ihm aus- 



*) So noch Will a. a. O. S. LIV, der das Wort adolescens 
(Chron. „Christiani", Böhmer Fontes II, 270) unzutreffend mit „Jüng- 
ling" wiedergibt. 

*) „cuius nos ubera ab infantia lactaverunt" Guden Cod. dipl. II, 116. 

•) Dies und das Folgende geht aus dem Schreiben des Papstes 
MG. Ep. pont. III, 82 hervor. 

*) RJ. 11433 a. 

*) Schunk, Beyträge zur Mainzer Gesch. III, S. 373. 

•) RJ. 7532. 
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gezeichnet*). Wie haben wir uns diesen Umschwung zu 
erklären? Selbst wenn uns die erwähnten Verzeihungs- 
briefe nicht als Grund dafür anführten, dass die Rücksicht 
auf Gerhards Vater, den Wildgrafen Konrad, den päpst- 
lichen Stuhl zur Zurücknahme der Zensuren bewogen 
habe*), könnten wir diesen Schluss ziehen. Am 19. Februar 
1249 erscheint der Wildgraf Konrad zum erstenmale am 
Hofe König Wilhelms^), und schon am 8. Mai widerruft 
Innocenz die Bannsentenz Erzbischof Sigfrids gegen Ger- 
hard, den Sohn des Wildgrafen *). Ausdrücklich wird aber 
hierbei erwähnt, dass dieser Akt der Verzeihung auf Bitte 
des Königs erfolgte. Wir haben uns also die Sache jeden- 
falls so zu denken, dass das Geschlecht der Wildgrafen 
unter anderem um den Preis der Verzeihung für Gerhard 
seinen Übertritt zu König Wilhelm in Aussicht stellte, und 
dass diesem Verlangen von päpstlicher Seite umsolieber 
nachgegeben wurde, als man durch die Anhängerschaft 
des mächtigen Geschlechtes, das auch mächtige verwandt- 
schaftliche Beziehungen hatte *), eine bedeutende Befestigung 
der Stellung König Wilhelms am Mittelrhein erwarten 
durfte •). 

Schon die von 1249 ^" f^'" Gerhard ausgestellten 
Indulgenz- und Provisionsbriefe "0 lassen keinen Zweifel 
darüber, dass der Papst und der König besondere Absichten 



*) RJ. 8164; Berger, Registres 4594, 4571; RJ. 837a (= Ep. 
pont. III, 82). 

•) ^,attendentes sincere devotionis Studium, quo dilectus filius 
nobilis vir comes Silvester, pater tuus, fili G., apostolice sedis meruisse 
dinoscitur gratiam et favorem*' (Ep. pont. III, 83). 

») RJ. 4964. 

*) RJ. 8164. Gleich nach seinem Vater erscheint auch Gerhards 
Bruder, Wildgraf Emicho, auf Seiten König Wilhelms, RJ. 4967. 

•) Vgl. hierüber Will a. a. O. S. LV f. 

•) Die wildgräfliche Familie genoss auch fernerhin das Wohl- 
wollen des Papstes, vgl. Berger 500a. 

') Oben Anm, i. 
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mit dem früher so widerspenstigen Kanonikus hatten, und 
so sehen wir ihn denn im Juli 1251 zum Erzbischof von 
Mainz eingesetzt. Dass hierbei Kardinal Hugo den Wil- 
len der Kurie vertrat, haben wir schon gesehen. Be- 
merkt muss noch werden, dass Gerhard zur Zeit seiner 
Wahl noch Subdiakon war und erst im folgenden Jahre 
die Weihen als Diakon, Priester, Bischof in rascher Auf- 
einanderfolge erhielt^). Auch dieser Umstand beweist, 
dass die geistlichen Qualitäten des Gewählten ihn nicht 
zur Wahl empfohlen hatten, sondern, wie oben ausgeführt, 
die Macht seines Geschlechtes, wozu noch seine auf gegne- 
rischer Seite bewährte kriegerische Gesinnung gekommen 
sein mag *), die er ja auch bald nach seiner Erhebung im 
Kriege gegen die Staufer zu erweisen bestrebt war'). 

Der Gunst der Vertreter des Papsttums aber sollte 
sich Gerhard nicht lange zu erfreuen haben. Derselbe 
Kardinal Hugo, der ihn hatte einsetzen helfen, verhängte 
schon im folgenden Jahre die Exkommunikation über ihn 
wegen der Erhebung neuer Zölle *), und bis ins Jahr 1254 
befand er sich kaum einige Monate frei vom Bann*). Es 
ist daher nicht recht zu verstehen, wenn man den fort- 
während mit den schwersten Kirchenstrafen belegten Prälaten 
als Vertreter der kurialen Absichten .anführen will, wie 
dies Will thut; und andererseits: wenn wir annehmen, 
dass Gerhard durch die Last des andauernden Bannes 



') Vgl. Will S. 316 Nr. 12 u. 17. Er stand damals etwa im 
besten Mannesalter, da wir ihn ja schon zu Anfang der 1240er Jahre 
als Domherrn nachweisen konnten. Damit fällt Wills Ansicht S. LIV. 

*) Auf die sonst unerweisbare Nachricht des sog. Xhron. 
Christiani, wonach er durch Bestechung Erzbischof geworden sei 
(Böhmer Fontes II, 270) gehe ich nicht ein. 

») WiU S. 315 Nr. 2. 

*) RJ. 10364. 

') Nämlich vom April 1253, wo der Bann aufgehoben wurde 
(RJ. 10399), bis vor der Abreise des Legaten im Herbste desselben 
Jahres, da er von diesem noch vorher gebannt wurde (nach R.J. 8709). 
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mürbe geworden, sich endlich dem Willen seiner Oberen 
gefügt habe, so werden wir doch von dem Widerwilligen 
nicht sofort erwarten können, dass er ein seinen bisherigen 
geldgierigen Tendenzen so entgegenstehendes Unternehmen 
sollte hervorgerufen oder auch nur wesentlich gefördert 
haben, wie das des Rheinischen Bundes es war. Denn 
noch unmittelbar vor der Gründung des Bundes hatte er 
sich Zollübergriffe derselben Art zu Schulden kommen 
lassen, wie die waren, zu deren Abwehr der Bund im 
wesentlichen entstand. 

Aber wir werden erst ein richtiges Bild von Erz- 
bischof Gerhards Lage bekommen, wenn wir ihn in seiner 
Stellung als Landesfürst betrachten. Und hier wird uns 
eine kurze Prüfung der Finanzverhältnisse seines Stiftes 
manche Erklärung geben. 

Schon Erzbischof Sigfrid III. hatte das Erzstift schwer 
mit Schulden belastet übernommen. Woher diese ihren 
Ausgang genommen hatten, können wir feststellen. Eine 
Erfurter Überlieferung^) lässt ihn darüber im Anfange 
seiner Regierung sich folgendermassen äussern : 

„Oportet se accommodare praesenti necessitati, nam 
per habita bella tum in territoriis nostris tum in Turcarum 
provinciis aerarium nostrum exhaustum est, quod necessario 
restaurare debemus. Romae item per antecessores nostros 
multa debita contracta sunt ob non exsolutas pecunias 
palliales". 

Die Mainzer Kasse war demnach erschöpft durch 

1. territoriale Kriege und Fehden — wohl wesentlich 
unter Christian L und Konrad I.; 

2. Kreuzzugssteuern; hierfür kommt der auf dem 4. 
Laterankonzil 1215 ausgeschriebene allgemeine Zwan- 
zigste^) in Betracht; 

') MS. Petrense bei Joannis, Rer. Mogunt. I, p. 596, n. 3. 
•) Vgl. Gottlob, Die päpstlichen Kreuzzugssteuern des 13. Jahrh. 
(1692); S, 24. 



3. Palliengelder, wozu wir wohl auch die Servitien rechnen 

dürfen; hierfür hatten demnach römische Geldmänner 

die Mittel vorgestreckt. 

Sigfrids IL Streit mit dem Gegenerzbischof Lupoid, 
der seine persönliche Anwesenheit an der Kurie notwendig 
machte, mag Veranlassung zu grossen Zahlungen an die 
Kurie und sonstigen Aufwendungen gegeben haben; ebenso 
die Romreisen 1215 und 1220'). So war er gestorben, 
„pauper et modicus" ^) wie er gelebt. 

Sigfrid IIL versucht bald nach seinem Regierungs- 
antritt^ wie ja auch der oben zitierte Ausspruch zeigt, sein 
Ersbistum in eine erträglichere Finanzlage zu bringen. 
Nach der Beendigung seines Krieges mit Landgraf Konrad 
wird ein Diözesankonzil berufen, um die Finanzfrage zu 
regeln. Man beschloss die Erhebung eines Zwanzigsten 
von allen kirchlichen Einkünften der Diözese, wogegen 
sich Sigfrid verpflichten musste, keine weiteren Schulden 
in Italien ohne Zustimmung des Domkapitels zu kon- 
trahieren '^), Es folgten jahrelange Verhandlungen zwischen 
dem Erzbischof und seinen italienischen Gläubigern^), da 
der Erzbischof sich trotz der Erhebung des Zwanzigsten 
nicht in der Lage sah, die Schuld, die bei den damaligen 
Zinsverhältnissen rasch wuchs, sofort zu tilgen. Auch war 
die Wirkung des Auskunftsmittels stark abgeschwächt 
worden, als der Papst 1234 die Erhebung jenes Zwanzigsten 
für die Kirchen verbot, deren Patronat den thüringischen 
Landgrafen zustand*^). Sigfrid sah sich genötigt, einen 
Kapitelsbeschluss zu veranlassen, wonach der Ertrag je einer 
Pfründe von sämtlichen Konventualkirchen zur Schulden- 



») Vgl. Will S. XXV; Schunk, Bey träge III, S. 102-106. 
•) So nennen ihn die Gesta Trev. (MG. SS, XXIV, 391). 
») RJ. 11135. 

*) Die Briefe bei Schunk, Beyträge III, p. 106— 116 und Schunk, 
Cod. dipl. p. 10—16. 

') RJ. 7023. 
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tilgfung des Erzstifts verwendet werden sollte *). Inzwischen 
hatten die Gläubiger die Sache beim Papste anhängig ge- 
macht, und 1237 ging von neuem ein Bevollmächtigter 
Sigfrids zur Verhandlung in Finanzsachen nach Rom ^). 
Den Ausgang der Unterhandlungen kennen wir nicht; 
wahrscheinlich Hessen sich die Gläubiger durch eine Ab- 
zahlung beschwichtigen. Der Papst wird sich damals wohl 
kaum dazu herbeigelassen haben, auf die Bezahlung der 
Schulden zu dringen, da er in jener Zeit wohl auf 
Unterstützung in der Reichspolitik durch Sigfrid hoffen 
mochte. Als dann dieser 1241 die Partei des Kaisers 
endgiltig verlassen hatte und den Krieg gegen die Staufer 
und ihre Anhänger begann, wird diese Kriegführung ein 
Sparen wohl unmöglich gemacht haben. In jener Zeit 
müssen die Schulden des Erzstifts wieder ins Ungemessene 
gestiegen sein. Der Papst hielt es nämlich fiir nötig, „in 
Anbetracht der für die Kirche gemachten Ausgaben'' dem 
Erzbischof die Erhebung eines Fünften von allen kirchlichen 
Einkünften nicht nur seiner Diözese, sondern des ganzen 
Metropolitansprengeis mit Ausnahme der Diözese Speyer 
zu gestatten*). Diese ganz ungewöhnlich hohe und aus- 
gedehnte Steuervergünstigung erhielten gleichzeitig der 
Erzbischof von Köln und der Bischof von Speyer, und 
wir werden nicht fehl gehen, wenn wir für Sigfrid ebenso 
die Überschuldung als Grund der Vergünstigung ansehen, 
wie sie es zweifellos bei den beiden andern Prälaten war, 
von denen der eine kurz zuvor aus der Exkommunikation 
wegen Schulden gelöst*) und der andere ebenfalls nach- 
weislich schwer verschuldet war*^). 



>) Ann. Erphord. ad a. 1235. Will Reg. II, 240 Nr. 200. 

*) Dessen Beglaubigungsschreiben bei Schunk, Cod. dipl. p. 15. 

') 1244 Mai 5. RJ. 7468. 

*) RJ. 7443. 

*) RJ. 7459. 
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Bei aller Energie, die bei der Eintreibung dieses 
Fünften im Mainzer Metropolitangebiet aufgewendet wurde 
— man sparte nicht die Strafe des Bannes gegen die 
Säumigen^) — scheint der Erfolg der Besteuerung nicht 
der gewünschte gewesen zu sein. Wenigstens hielt es 
der Papst im folgenden Jahre für angebracht, durch eine 
nochmalige Aufforderung die sämtlichen Mainzer SufFragan- 
bischöfe zur Zahlung zu mahnen; hatte doch Kaiser Friedrich 
die Gelegenheit nicht unbenutzt gelassen, mit den be- 
drängten Bischöfen Anknüpfung zu suchen ®). 

Während dann Sigfrid mit grossem Eifer sich an den 
kriegerischen Unternehmungen Wilhelms von Holland be- 
teiligte, musste die Verschuldung notwendig grössere 
Dimensionen annehmen, und wir werden demgemäss unten 
Verpflichtungen begegnen, die hieraus entsprungen waren. 
Hier konnte die beste Finanzverwaltung *) nicht gegen die 
grossen Ausgaben aufkommen. Nur ungenügend konnte 
der Papst dem Erzbischof Unterstützung gewähren, durch 
direkte Geldanweisung *) und durch Überlassung von Ein- 
künften s). Auch die zeitweilige Suspension des vom 
Lyoner Konzil beschlossenen allgemeinen Zwanzigsten für 
Kreuzzugszwecke gehört ohne Zweifel hierher®). 



») RJ. 7492, 7776. 

*) RJ- 7540 > vgl. auch Gottlob a. a. O. S. 75 wegen des Wider- 
standes der Bischöfe gegen die neue Auflage. 

•) In diese gewährt uns einen Einblick das Güter- und Zins- 
verzeichnis der Mainzer Diözese von 1248, das Erhard in der Zeitschr. 
f. vaterl. Gesch. u. Altertumskunde VI (Münster 1840), S. i ff. ver- 
öffentlicht hat. Man beachte hierin die lange Reihe der bona obligata 
pro ecclesia Romana. 

*) Vgl. die Rechnungsablage (von 1246) des Beauftragten, Neues 
Archiv I (1876) S. 197 f. 

*) R J. 7919 vgl Ann. Erphord. ad a. 1249, Chron. S. Petri Erph. 
mod. ad a. 1248. 

*) RJ. 7577, 7686; vgl. Gottlob a. a. O. S. 48 u. 66; später 
scheint die Erhebung doch stattgefimden zu haben, vgl RJ. 8037, 8^1 • 
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Ausser durch die Kriegführung und die pohtischen 
Zwecke war die Kasse des Mainzer Erzbischofs schon 
während der ganzen Regierung Sigfrids III. durch den 
Ausbau der Mainzer Domkirche in Anspruch genommen ^). 
Doch mag der schon 1233 ausgeschriebene Ablass für 
alle, die zu den Baukosten beisteuern würden ^), dem Erz- 
bischof diese Kostenlast erleichtert haben, sodass dieser 
Posten hinter dem der Ausgaben für die genannten Zwecke 
zurücktrat. 

War Sigfrid III. nicht imstande gewesen, der Schulden- 
last seiner Kirche abzuhelfen, ja hatte er sie sogar augen- 
scheinlich noch bedeutend vermehrt, so scheint sein Nach- 
folger Christian II. in seiner kurzen Regierungszeit ebenfalls 
nicht in der Lage gewesen zu sein, die Finanzlage des 
Erzstiftes zu verbessern. Jedenfalls wissen wir, dass Erz- 
bischof Gerhard sofort wieder den Kampf mit der Schulden- 
last und den drängenden Gläubigern beginnen muss; seine 
Kirche wird als gravata eris onere alieni bezeichnet^), es 
wird von einem grave onus debitorum gesprochen, das 
auf ihr liege *). Auch jetzt wird die Hilfe des Papstes von 
dem Neugewählten angerufen, und dieser sucht Erleichte- 
rungen zu schaffen. Es wird dem Erzbischof zugestanden, 
dass er nicht verpflichtet sei, Schulden seiner Kirche zu 
bezahlen, wenn die betreffenden Gelder nicht nachweislich 
zu ihrem Nutzen verwendet seien '^); auch soll die Ver- 
sorgung mit Pensionen eingeschränkt werden^). 

Es ist nicht zu verwundern, dass man wieder von 
einem ganz besonderen onus debitorum hört; der so rasch 

') Vgl. Bockenheimer, Der Dom zu Mainz (1879) S. 38 ff.; Fink, 
Sigfrid III. (Rostocker Diss. 1892), S. 46 f 

•) Guden Cod. dipl. I, 526. 

•) MG. Ep. pont. III, 132. 

*) Berger Registres Nr. 5953. 

») RJ. 8512. 

•) Berger 5953. — Gerhard scheint auch damals einen Zwan- 
zigsten erhoben zu haben. Vgl. Ann. Erphord. ad a. 1252. 



erfolgte zweimalige Personenwechsel hatte eine zweimalige 
Beschaffung des Palliums nötig gemacht, und es ist be- 
kannt, welche Kosten mit dieser Beschaffung verbunden 
waren ^); ebenso lag auf der Mainzer Kirche in diesem 
kurzen Zeitraum eine zweimalige Servitienzahlupg '). Doch 
scheint diese Angelegenheit zur Zufriedenheit erledigt 
worden zu sein, da für den erzbischöflichen Prokurator 
noch im Jahre 1251 eine Belohnung erwirkt wird*). 

Inbezug auf die neuen Verpflichtungen war somit, 
wie es scheint, kein Drängen zu befürchten*). Dagegen 
wurden bald ältere Forderungen geltend gemacht. Gerhard 
muss für Verpflichtungen haften, die sein „Vorgänger* 
(gemeint ist Sigfrid III) eingegangen war. Es handelte sich 
um römische Schulden und ausserdem um Vorlagen, die 
für Sigfrid von dem Lütticher Dekan Jakob bei Gelegen- 
heit der Belagerung von Aachen (1248) gemacht worden 
waren ^). Gerhard sah sich nicht in der Lage, zahlen zu 
können, da er sich gleich nach seiner Erhebung an dem 
Krieg gegen die Staufer zu beteiligen begonnen hatte. 
Mit grosser Promptheit begann darauf das Verfahren gegen 
ihn. Ein Mahnbrief des Papstes und ein solcher des Kar- 
dinals Peter von St. Marzell waren erfolglos; auch die 
gewünschte Entsendung eines Prokurators an die Kurie 
zur Verhandlung und Verantwortung über die Verpflich- 
tungen und ihre Nichteinhaltung unterblieb. Wir sehen: 
Gerhard, einmal an dem Ziel der erzbischöflichen Würde 



*) Über die Palliengelder vgl. Woker, Das kirchl. Finanzwesen 
der Päpste (1878), S. 24 f. 

*) Vgl. hierzu Kirsch, Die Finanzverwaltung des Kardinalkollegs 
(1895), S. 5 fr. 

*) Berger 5794. 

*) Die Servitien pflegten nicht bar bezahlt zu werden, sondern 
der Prälat übernahm zunächst nur die Verpflichtung zur Zahlung an 
einem bestimmten Termin. Kirsch a. a. O. S. 14. 

') Für den ganzen Hergang bildet das Schreiben des Papstes 
an den Lütticher Scholaster MG. Ep. pont. III, 198 die Quelle. 
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angelangt, kehrte sich nicht im geringsten mehr an die 
Verfügungen des Papstes. Dieser Zug selbstherrlichen 
und selbstsüchtigen Wesens stimmt sehr wohl zu seinem 
Verhalten in den vierziger Jahren, wo er ohne Rücksicht 
auf seine Stellung als Domherr von Mainz sich an dem 
Kriege gegen seinen eigenen Erzbischof beteiligte. Hier 
wie dort war die kirchliche Würde für Gerhard nur das 
Mittel, sich Ansehen und Vorteile zu verschaffen; waren 
die mit seiner Stellung verbundenen Pflichten ihm unbe- 
quem oder liefen sie seinen Wünschen zuwider, so band 
er sich nicht an sie. 

Das Verfahren der Kurie gegen Gerhard nahm seinen 
Lauf. Der Papst liess den widerspenstigen Schuldner sub 
forma consueta zitieren. Diese Zitation stiess auf Hinder- 
nisse, die sie nicht zustande kommen Hessen oder wirkungs- 
los machten ^). Am 27. September 1253 beauftragte nun 
Innocenz den Lütticher Scholastikus, mit einer neuen 
peremptorischen Zitation gegen den Erzbischof vorzugehen, 
wonach dieser sich innerhalb vier Monaten persönlich oder 
durch einen Bevollmächtigten vor dem päpstlichen Stuhle 
verantworten sollte. Somit drohte ihm in kürzester Frist 
der Bann 2), da es ihm jedenfalls unmöglich war, zu zahlen 
und er bei seiner bisherigen widerspenstigen Haltung kaum 
auf Schonung rechnen konnte. 

Die Finanzen des Mainzer Stuhles waren hiermit wohl 
auf einem ausserordentlichen Tiefstand angelangt. Die 
Schulden waren übermächtig; die Hülfsquellen waren längst 
nicht imstande, eine Deckung des Geldbedarfs herbeizu- 
führen. 

Den völligen Bankerott voraussehend, war Erzbischof 
Gerhard schon seit Beginn seiner Regierung auf ein Hülfs- 

^) „citatio propter quedam impedimenta non processit" Ep. 
pont. III, 198. 

') Diese Strafe war in solchen Fällen die übliche, vgl. Kirsch 
a. a. O. S. 55. 
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mittel verfallen, das, in der rechten Weise angewandt, 
sichere und mühelose Einkünfte versprach. Es war dies 
die willkürliche Erhebung neuer Zölle. Es ist uns nicht 
möglich, zu erkennen, ob der Erzbischof neue Zollstätten 
anlegte, oder ob er die Zollsätze der alten *) unrechtmässig 
erhöhte. Beides war gleich ungesetzlich, aber der Erz- 
bischof, der ohnehin mehr Kriegsmann und Politiker als 
Geistlicher war, und der bei dem Mangel einer königlichen 
Autorität hoffen durfte, unbestraft zu bleiben, kehrte sich 
nicht daran ^). Doch nicht lange sollte sich Gerhard der 
neuen Einkünfte erfreuen. Wie wir bereits wissen, traf 
ihn der Bannstrahl Kardinal Hugos in den Jahren 1252 
und 1253 ^). Dass ihn der Legat bald nach der Aufhebung 
des ersten Bannes von neuem zu exkommunizieren für 
nötig fand % zeigt, dass auch jetzt Gerhard sich wenig an 
kirchliche Zensuren kehrte. So dauerte die Exkommuni- 
kation bis weit in das Jahr 1254 hinein ^). 

Der Erzbischof war hier also in eine Zwickmühle 
geraten : brachte er das Geld zur Bezahlung der Schulden 
nicht auf, so stand ihm der Bann bevor; suchte er das 
nötige Geld durch eine ausgiebige Zollerhöhung oder 



') Es waren dies: Mainz, Ehrenfels, Vogtsberg und Lahnstein, 
vgl. Sommerlad, Rheinzölle im Mittelalter S. 88. 

') Das ziemlich skrupellose Gewissen Gerhards wird auch in 
dem Handel wegen der Feste Starkenburg eigentümlich beleuchtet. 
Vgl. Will Reg. II, S. 319 Nr. 46. 

*) Vgl. RJ. 10364, 10399, 8709 > oben S. 15 f. 

*) Wohl im Spätsommer 1253, da der Legat im Herbste schon 
Deutschland verliess, vgl. RJ. 10438 a. Dass der Bann auch jetzt 
wegen der Zölle ausgesprochen wurde, ist allgemein anerkannt (vgl. 
auch Will, Einl. S. LVIII f.). Dass es sich nicht um den Bann wegen 
der Schulden handelte, steht fest, weil eine solche Bannung erst nach 
4 Monaten, also im Frühjahr 1254 hätte eintreten können, Hugo den 
Bann aber schon 1253 verhängt hat. 

*) Wann der in RJ. 8709 enthaltene Auftrag zur Ausführung 
gekommen ist, wissen wir nicht; schwerlich vor Ende Mai 1254. 
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Neuanlegung einer Zollstätte aufzubringen, so verfiel er 
ebenfalls in den Bann. 

In dieser Lage befand sich Gerhard im Frühjahr 1254. 

Wenn wir nun bedenken, dass Gerhard, der während 
des grösseren Teils seiner bisherigen Laufbahn als Geist- 
licher mit dem Banne belegt war und sich ziemlich wenig 
darum kümmerte, wohl kaum in der Lage gewesen wäre, 
als Vertreter kirchlicher Bestrebungen aufzutreten (auch 
nicht als Vertreter der von Hugo angestrebten Zollordnung, 
die ja der Grund zu seiner Bannung gewesen war) und 
als solcher etwa den Vorschlag zur Abschaffung der un- 
rechtmässigen Zölle zu machen; — wenn wir weiter be- 
denken, dass er selbst in der Erhebung rechtswidriger 
Zölle das Mittel gefunden hatte, seinen Finanznöten abzu- 
helfen, und dass er, um dies Mittel anwenden zu können, 
jahrelang die Exkommunikation ertragen hatte; dass ihm 
also an dieser Zollerhebung sehr viel liegen musste, — 
so begreift man nicht, wie Will auf den Gedanken kommen 
konnte, Gerhard selbst habe an der Beseitigung unrecht- 
mässiger Zölle, also an dem Grundgedanken und somit 
an der Entstehung des Rheinischen Bundes irgend einen 
Anteil haben können. Musste er nicht im Gegenteil gerade 
dem Aufkommen des Bundes, der seine Lebensinteressen 
gefährdete, den schärfsten Widerstand entgegensetzen ? 
Den späteren Beitritt des Erzbischofs zum Bunde können 
wir nur als unter hartem Zwange und zur Erhaltung seiner 
Existenz geschehen erklären. 

Verfolgen wir nunmehr das Verhalten des Erzbischofs 
während der ersten Hälfte des Jahres 1254, und sehen 
wir, wie er sich zu dem allmählichen Aufkommen des 
Bundes stellte. 

Die Wormser Annalen berichten zum Jahre 1254 
folgendes ^) : 



*) Boos, Quellen z. Gesch. d. St. Worms III, 153 f. 
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„Cum itaque hec inter cives Moguntinenses et Worma- 
tienses super confederatione pacis et concordie tractarentur, 
medio tempore ac prius longo cives Oppenheimenses divinis 
caruerunt. Qui videntes concordiam prelibate pacis esse 
perutilem, cum desiderio postulaverunt se civium Mogunti- 
nensium coUegio associari. Restitutis igitur eis divinis a 
Gerhardo episcopo Moguntino conditionaliter sunt recepti 
anno 1254 feria sexta ante diem palmarum (= Apr. 3). 
Post hec vero cives Oppenheimenses cum prehabitis duabus 
civitatibus astricti sunt invicem sub hac forma" ^). 

Will hat die Aufhebung des Interdikts, das über der 
Stadt Oppenheim lag, durch Gerhard für seine Ansicht 
von der Initiative verwertet, indem er meint, er habe der 
Stadt Oppenheim durch Befreiung vom Bann den Beitritt 
zu dem Bund von Mainz und Worms von sich aus er- 
möglicht -). Wenn wir auch wirklich den ursächlichen 
Zusammenhang zwischen dem Bestreben der Oppenheimer, 
in den Bund von Mainz und Worms aufgenommen zu 
werden, und der Rückgabe der divina durch den Erz- 
bischof annehmen — wozu wir aber auch nach dem Wort- 
laut der mitgeteilten Stelle nicht gerade gezwungen sind ^) 
— , ergibt sich noch nicht daraus, dassder Erzbischof das Inter- 
dikt aufgehoben hätte, um das Zustandekommen des Drei- 
städtebundes zu ermöglichen. Ja, er brauchte nicht einmal 
etwas davon zu wissen, weshalb die Oppenheimer gerade 
jetzt um Rückgabe der divina nachsuchten. 

Oppenheim war seit dem 4. August 1252 um 2000 
Mark dem Erzbischof verpfändet und der Pfandinhaber 
angewiesen, der staufisch gesinnten Stadt nach Kräften 
zu schaden*). Wir sehen nicht, dass es dem Erzbischof 
gelungen wäre, irgend welchen Einfluss in Oppenheim 

') Folgt die Urkunde bei Böhmer Cod. dipl. Moenofr. p. loi. 
») A. a. .0. S. LXI. 

') Die Stelle lässt ebensogut ein post hoc wie ein propter hoc zu, 
*) Guden C. d. II, p. 103. 
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geltend zu machen. Da man nun in Mainz und Worms 
Wert darauf gelegt zu haben scheint, dass Oppenheim 
vor dem Beginn etwaiger Bündnisverhandlungen mit diesen 
Städten vom Interdikt befreit sei, so stellten wohl die 
Oppenheimer das Ansuchen an den Erzbischof, dass ihnen 
die divina zurückgegeben würden. Das Interdikt hatte 
sich für den Erzbischof als fruchtlos erwiesen, und es 
dürfte für ihn wohl kein Grund vorgelegen haben, wes- 
halb Oppenheim nicht ebenso von dieser Strafe befreit 
werden sollte, wie es Worms schon seit dem vorigen 
Jahre war ^), obgleich auch dort die Stadt als solche nicht 
vom staufischen Hause abgefallen war. Hinzu kommt, 
dass man von Seiten Oppenheims das Ansuchen an Ger- 
hard jedenfalls nicht mit leeren Händen stellte, und wie 
wir wissen, war Gerhard nicht in der Lage, ein darge- 
botenes klingendes Geschenk schroff zurückzuweisen. Auch 
früher schon war von einem Mainzer Erzbischof einer 
Stadt gegen eine satisfactio pecuniaria der interdizierte 
Gottesdienst wiederhergestellt worden ^). Unsere Vermutung 
gewinnt noch an Wahrscheinlichkeit durch den Umstand, 
dass von jetzt an von dem Schuldprozess bei der Kurie 
nicht mehr die Rede ist. Es muss also vor Ablauf der 
viermonatlichen Frist eine Verständigung zu stände ge- 
kommen sein, wodurch sich die Gläubiger beschwichtigen 
Hessen, und ist demnach eine grössere Zahlung vom Erz- 
bischof geleistet worden, wozu er ohne ausserordentliche 
Einnahmen schwerlich imstande gewesen wäre. 

Wir haben also keinen Grund zu der Annahme, dass 
Gerhard hier im Sinne des Landfriedensbundes thätig war, 
als er die Rückgabe der divina beschloss, wenigstens keinen, 
dass er in diesem Sinne handeln wollte, wenn er auch 



*) Vgl. Boos, Gesch. d. rhein. Städtekultur I, S. 533. 

•) Nämlich Erfurt. Vgl. Ann. Erphord. ad a. 1234: „Erphor- 
denses . . . divinis caruerunt . . . compositio statuebatur satisfactione 
pecuni^a confirmata, Sicque divina r^sumpta fueriint"» 
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faktisch den von Mainz und Worms gegen die Aufnahme 
der gebannten Stadt erhobenen Bedenken die Unterlage 
entzog; denn er braucht eben, wie schon erwähnt, von 
dem Grunde der Oppenheimer Petition nichts gewusst zu 
haben. 

Wenn wir uns jedoch auf den Standpunkt von Will 
stellen, so werfen sich uns doch folgende Fragen auf: 
Warum tritt der Erzbischof erst jetzt hervor, nachdem 
sich doch seine eigene Hauptstadt schon vorher ohne seine 
Mitwirkung mit der Stadt Worms verbunden hatte? Und 
warum tritt Gerhard auch jetzt noch in kein näheres Ver- 
hältnis zum Bunde der Städte, sondern tritt ihm erst bei, 
als sich der Bund schon von den Alpen bis zur nieder- 
rheinischen Ebene erstreckte? Das sind Fragen, die sich 
mit der von Will behaupteten Thätigkeit Gerhards im 
Bundesinteresse nicht vereinigen lassen. Aber Will ver- 
mag auch für seine Ansicht weitere Stützen aus der Zeit 
vor dem Juli 1254 nicht beizubringen, sondern er überlässt 
es uns, im weiteren mit Rückschlüssen aus einer angeblich 
später nachzuweisenden „erhabenen Stellung" des Erz- 
bischofs im Bunde zu operieren. Faktisch ist für die Zeit 
vor Juli kein Anzeichen vorhanden, dass Gerhard sich auch 
nur im geringsten dem Bunde genähert hätte. 

Wie steht es jedoch mit der späteren „erhabenen 
Stellung" Gerhards? 

Zunächst lässt sich gegen die Annahme einer solchen 
einwenden: Wie kommt es, dass Gerhard seine erhabene 
Stellung nicht ausbeutete? Er war im Sommer 1254 mit 
Könijg Wilhelm verfeindet^). Konnte er nicht, auf den 
Bund gestützt, dem König mindestens in drohender Stellung 
gegenübertreten und seine Gunst so wieder erzwingen? 
Statt dessen macht er keinen Versuch, die in jener Zeit 
gerade massenhaft zum Könige übertretenden Städte ^) von 

») RJ. 8769, 8771. 
»)RJ. 5i98ff. 
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diesem Vorgehen abzuhalten. Er macht diesen Versuch 
nicht, weil er eben keinen Einfluss auf sie, keine erhabene 
Stellung im Bunde hatte. 

Zur Stütze seiner Behauptung verwendet Will die 
Vermittlerrolle, die Gerhard in verschiedenen Fällen spielte. 
„Was möchte wohl schon wenige Monate nach der Grün- 
dung des Landfriedensbundes aus demselben geworden 
sein^, ruft er aus % „wenn es nicht vorzugsweise den 
Bemühungen und dem Einfluss Gerhards gelungen wäre, 
im Herbst des Jahres 1254 eine Waffenruhe zwischen den 
dem Bunde angehörigen Städten und den Gliedern an- 
gesehener Adelsgeschlechter, die übrigens alle in ver- 
wandtschaftlichen Beziehungen zu ihm standen, zuwege zu 
bringen?« 

Sehen wir uns hierzu die Quelle, die Wormser 
Annalen ^) an ! Nachdem dort erzählt ist, wie nach der 
Zerstörung des boländischen Raubschlosses Ingelheim durch 
die Bundesgenossen die Grafen von Leiningen und Eber- 
stein, die Raugrafen und andere Herren sich gegen den 
Bund zusammenthaten, fährt die Quelle fort: 

„ Median te vero archiepiscopo Moguntino et Silvestro 
comite et aliis dominis per multas preces ad hoc inducte 
sunt civitates, quod treugas cum ipsis dominis inierunt, . . . 
ita tamen, quod dominus E. de Eberstein, Wernherus de 
Bolandia, dominus Philippus de Hohenfels, dominus de 
Eppenstein, dominus de Falkenstein et omnes domini ungelta 
et telonia sua in terris et in aquis totaliter et de piano 
remiserunt«. 

Heisst das eine Rettung der Bundesstädte vor dem 
Untergang? Ein vollständiger Sieg der städtischen Inter- 
essen war es. Selbst wenn wir von den multe preces 
absehen, die wir vielleicht dem städtischen Annalisten zu- 



») A. a. O. S. LXI. 

*) Boos, Quellen III^ 154. 
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gute halten müssen: — die von den Städten erstrebte Auf- 
hebung der Zölle, ihre Hauptforderung, wird erfüllt. Die 
Lage war so, dass die Bürger die Friedensbedingungen 
diktierten und die Herrenpartei, deren Streitmacht der 
bürgerlichen nicht gewachsen war, sich diesen Bedingungen 
unterwerfen musste; diese Unterwerfung vermittelte Erz- 
bischof Gerhard, der die ihm verwandten Herren auf diese 
Weise vor einer Schlappe schützte. 

Diesem unblutigen Sieg der Städte entspricht auch 
die Fassung der Waffenstillstandsverlängerung, die im Juli 
1255, wieder unter Vermittlung des Erzbischofs, jetzt aber 
unter königlicher Autorität, zustande kam. 

Über das Verhältnis des am 29. Juni 1255 zu Mainz 
abgeschlossenen Waffenstillstandes, worüber wir den Be- 
richt der Stadt Mainz an die westfälischen Bundesstädte 
besitzen^), und der uns erhaltenen gemeinsamen Urkunde 
der Städte und des Erzbischofs d. d. Bingen 1255 Juli 11 *) 
sind von Weizsäcker^) und vonWilP) scharfsinnige Ver- 
mutungen geäussert worden. Thatsächlich sind Schwierig- 
keiten für die Erklärung dieses Verhältnisses vorhanden. 
Der Waffenstillstand war am 29. Juni geschlossen, Ur- 
kunden waren von beiden Parteien ausgetauscht, das Ergebnis 
wurde den westfälischen Städten und am 30. Juni dem 
Könige mitgeteilt. Wenn wir nun am 11. Juli eine neue 
Urkunde mit gleichen Bestimmungen, ausgestellt von den 
Städten und besiegelt ausser von ihnen auch von Erz- 
bischof Gerhard, finden, worin von einer Vermittlung Ger- 
hards die Rede ist, so kann es sich u. E. nur um eine 
Neuausfertigung des Waffenstillstandsvertrages handeln. 
Einer der vertragschliessenden Herren fühlte sich etwa 
durch die Besiegelung von städtischer Seite nicht hin- 

*) MG. Const. II, 591 cf. 592 Nr. 432. 
■) 1. c. 592 Nr. 433. 
•) Archivalische Zeitschrift IV, 275 fF. 
*) Einleitung S. LXI f. 
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reichend gesichert und verlangte auch die Garantie des 
höchstgestellten Bundesgliedes. Demgemäss wird diese 
Neuausfertigung ausser von den Vertretern der Städte 
noch von Gerhard besiegelt. 

Wenn Gerhard auch bei dem Abschluss des Ver- 
trages am 29. Juni thätig war — wofür wir keinen Beleg 
haben — , so wird dies in derselben Weise geschehen 
sein, wie bei der oben besprochenen ersten Vermittlung, 
nämlich zum Schutze der ihm verwandten Herren gegen 
die Übermacht der Städte, die damals besonders imposant 
durch die Anwesenheit von Vertretern der westfälischen 
Städte ') zur Geltung kam. Aber sei dem, wie ihm wolle, 
auf eine führende Stellung kann für den Erzbischof hieraus 
nicht geschlossen werden. Seine Autorität ist nur die des 
hohen Reichsftirsten. Wie wir sahen, beschränkte sich 
die „Vermittlerthätigkeit" auf eine Intervention zu gunsten 
der Herrenpartei ^), die zu einem Vertrage führte, in dem 



*) „cui et vos interfuistis" Const. II, 591. 

') Der Vollständigkeit halber mache ich noch auf die Vermitt- 
lerthätigkeit Erzbischof Gerhards im Jahre 1253 aufmerksam. Damals 
drohte eine Fehde zwischen den Bürgern der Stadt Mainz und dem 
Dynastenhause Bolanden-Falkenstein-Hohenfels wegen des Besitzes der 
Burgstelle von Weisenau. Unter der Vermittlung Erzbischof Gerhards 
kam am 4. Februar 1253 ein Vertrag zustande (Guden C. d. I, 631), 
wonach sich Philipp von Hohenfels dazu verstehen muss, gegen eine 
Abfindung von 250 Mark auf die Burgstelle zu verzichten. Zu diesem 
Zwecke musste erst eine Teilung des Platzes zwischen den Gliedern 
der bezeichneten Familie vorgenommen werden (vgl. Schaab, Gesch. 
d. St. Mainz III, S. 226 f , Guden II, 104). Es müssen also wohl 
zwingende Gründe vorgelegen haben, und wir werden diese Gründe 
in der drohenden Haltung der Mainzer Bürgerschaft sehen können. 
Die Vermittlung des Erzbischofs lief in diesem Falle wohl darauf 
hinaus, wenigstens eine Abfindung für seinen „dilectus consanguineus", 
wie er ihn gern bezeichnet, Philipp von Hohenfels, herauszuschlagen. 
Denn so wenig der Besitzer die Zerstörung der Burg Weisenau 
wenige Jahre zuvor hatte hindern können, so wenig wäre er wohl 
imstande gewesen, die Wegnahme des Platzes durch die Bürger zu 
hindern. 
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alle städtischen Forderungen erfüllt wurden. Seinen Finanz- 
verhältnissen entsprechend musste er den Bestrebungen 
auf Zollreform feindlich gegenüberstehen, und naturgemäss 
stand er den Kreisen der Herren, aus denen er selbst 
hervorgegangen war, näher als denen des aufstrebenden 
Bürgertums, dessen Interessen der Bund förderte. Hieraus 
ergibt sich, dass Gerhard nicht nur keine führende Stellung 
im Bunde einnehmen konnte, sondern dass sein Beitritt 
nur unter dem Einfluss der durch die mächtigen Städte 
bedingten Verhältnisse erfolgt sein kann. 

Wenn der Legat Peter nicht ihm, sondern seinem 
Dechanten den Auftrag gibt, auf die Weiterverbreitung 
des Bundes hinzuwirken ^), so zeigt dies, dass man sich 
hierbei klar war, man werde bei Gerhard nicht die er- 
forderliche Unterstützung finden. Man traut ihm eben, da 
man seine Stellung gegenüber den Bundesbestrebungen 
kennt, nicht zu, dass er sie auch nur im geringsten unter- 
stützen werde. 

Bezeichnenderweise hat Will für die ganze Zeit des 
Bestehens des Bundes nur eine einzige Gelegenheit aus- 
findig machen können, wo von einem aktiven Verhalten 
des Erzbischofs in Sachen des Bundes geredet werden 
könnte. Aber wenn aus dem Rechtsspruch des Erzbischofs 
inbezug auf Strandrecht und Falschmünzerei 2), den er auf 
dem Wormser Reichstag erlässt, eine Harmonie mit den 
Bundestendenzen für den Erzbischof bewiesen werden soll *), 
so können wir auch dem nicht beistimmen. Unverkennbar 
geht der Rechtsspruch auf den Einfluss der Anwesenheit 
der städtischen Gesandten zurück, und nicht zum wenigsten 
des Königs, dessen Ansichten über das Strandrecht wir 
durch mehrere Urkunden belegen können*). 

*) Vgl. oben S. 17. 

') MG. Const. II, 473. 

») WUl a. a. O. S. LXI. 

*) Höhlbaum, Hansisches Urkiindenbuch I, Nr. 337 ; RJ. 5024, 5137. 
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Haben wir oben gesehen, dass die Behauptung einer 
Thätigkeit des Erzbischofs im Sinne der Bundesgründung 
ganz haltlos ist, so dürfte es nunmehr feststehen, dass 
Gerhard auch nach der Entstehung des Bundes nie mit 
ganzem Herzen dessen Bestrebungen unterstützt hat, son- 
dern dass sein Beitritt als eine Folge des vom Bunde auf 
ihn ausgeübten Druckes zu erklären ist. 

Nunmehr gilt es, positiv festzustellen, von wo that- 
sächlich der Anstoss zur Bundesgründung ausgegangen 
ist. Wir werden sehen, dass den Städten das ganze Ver- 
dienst der Gründung des Bundes zukommt. 

V. 
Die rheinischen Städte und der Bund. 

Als Landfriedensbund wurde der Rheinische Bund 
gegründet, und die Unordnung im Zollwesen bildete den 
Hauptangriffspunkt für seine Bestrebungen ^). Diese Un- 
ordnung bestand darin, dass die grossen wie die kleinen 
Herren, vornehmlich am Rhein, überall, wo es thunlich 
erschien, Zollstätten errichteten und von den Vorüber- 
ziehenden Zoll erpressten, oder, soweit sie im Besitz recht- 
mässiger Zölle waren, deren Satz erhöhten. Durch das 
ganze Mittelalter geht die Klage über nova et iniusta 
telonia, pedagia u. s. w. Gesetzliche Massnahmen von 
Seiten der Könige pflegten auf die Dauer keinen Erfolg zu 
haben. Auch für Kaiser Friedrichs II. grosses Land- 
friedensgesetz von 1235, das den Bestand der Zölle im 
Jahre 1197 als normal festlegt und alle neuhinzugekpmmenen 
verbietet^), lässt sich ein Erfolg nicht erweisen, obgleich 
nach diesem Gesetz ein Übertreter der Zollbestimmungen 
als Landfriedensbrecher anzusehen und zu behandeln ist. 



») Weizsäcker, Der Rhein. Bund S. 147 ff. Vgl. fiir das Folgende : 
Wetzel, Das Zollrecht der deutschen Könige (1893). 
■) MG. Const n, 243, Art. 7, 
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Bei der Lückenhaftigkeit des Materials, das für diese Ver- 
hältnisse vorliegt, können wir natürlich das allmähliche 
Anwachsen der Zollbelastung nur annähernd verfolgen; 
aber wenn man auch nur die Zölle berücksichtigt, die sich 
als vorhanden urkundlich oder mit dementsprechender 
Sicherheit erweisen lassen, so verhält sich die Zahl der 
Rheinzölle um 1200 zu der um 1250 wie 19 zu 32 ^), und 
dass von dieser Vermehrung wohl nur wenige die könig- 
liche Genehmigung aufzuweisen vermögen, ist nach der 
Lage der politischen Entwicklung selbstverständlich. In 
der Zeit der Gegenkönige muss das Zollunwesen infolge 
der allgemeinen Verwirrung und des Mangels einer all- 
seitig anerkannten königlichen Autorität einen besonders 
hohen Grad erreicht haben. Da bei dem allgemeinen 
Geldmangel die Zölle sich als ergiebige Finanzquellen aus- 
beuten Hessen, so sehen wir die Herren — namentlich am 
Rhein, der Hauptstrasse des Verkehrs zwischen dem 
Norden und Süden des Reiches — von den Erzbischöfe,n 
angefangen bis herab zu Grafen und Dynasten von dieser 
Möglichkeit einen weitgehenden Gebrauch machen. 

Von den willkürlichen Zöllen der Erzbischöfe von 
Mainz und Trier ist schon die Rede gewesen. Auch Konrad 
von Köln muss sich im Jahre 1252 dazu verstehen, alle 
Zölle, die er iniuste et contra privilegia civium Colonien- 
sium accepit vel accipit vel in futurum forte posset accipere, 
abzuschaffen ^). Dass er selbst keinen Anstand nahm, neue 
Zölle selbstherrlich einzurichten, zeigt die Urkunde für 
Neuss von 1255, wo er die Möglichkeit offen ausspricht, 
dass er manchmal in die Lage komme, neue Zölle zu er- 
heben: „si aliqua forte necessitas, sicut aliquotiens 
accidit, nos induxerit aliqua instituere thelonia'' etc. ^). 
Wenn die Wormser Annalen berichten, dass Wirich von 

*) Vgl. Sommerlad a. a. O. S. 49 ff. 

') Ennen-Eckertz, Quellen II, 312. 

') Lacomblet, ÜB. f. d. G. d. Niederrheins II Nr. 408. 
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Daun, der staufische Kommandant von Kastei {1243), von 
den vorüberfahrenden städtischen Schiffen einen grossen 
Zoll erpresste ^), so handelte er jedenfalls eigenmächtig, 
und wir haben auch ihn unter die Erheber ungerechter 
Zölle zu setzen, obgleich er Beamter des Königs war. 

Im Besitze des Hauses Bolanden-Falkenstein-Hohen- 
fels befanden sich ausser Sternberg (Sterrenberg) *) bei 
Boppard noch weitere Zölle, da Werner von Bolanden vom 
Zoll in Sternberg „und sonst in seiner Herrschaft" das 
Kloster Altenburg befreit *) (1249). Wir dürften diese Zoll- 
stätten wohl alle als zu Unrecht bestehend ansprechen, 
auch wenn die Zerstörung von Sternberg durch König 
Wilhelm hierauf nicht zurückzuführen ist*). Denn schwer- 
lich haben die Staufer zur Zeit ihrer städtefreundlichen 
Politik noch neue Zollstätten verliehen. 

Im Jahre 1246 verzichtet Graf Heinrich von Sayn in 
seinem Testament auf alle neueingeführten Abgaben und 
Zölle und bestimmt Schadenersatz*). 

Für die Mittelrheingegend gibt uns die schon (S. 40) 
zitierte Stelle der Wormser Annalen darüber Aufschluss, 
dass der Graf von Eberstein und die Herren von Bolanden, 
Hohenfels, Eppenstein, Falkenstein und andere sich im 
Besitz von (ohne Zweifel rechtswidrigen) Zöllen befanden. 

Aus dieser Reihe von Belegen für bestimmte Zoll- 
inhaber können und müssen wir auf viele weitere nicht 
urkundlich belegte, aber doch vorhandene Raubzölle 
schliessen, deren Existenz Thomas Wikes in einer oft zi- 
tierten Stelle eine furiosa Teutonicorum insania nennt ®), 



*) Ann. Worm. ad a. 1243. Boos, Quellen III, 150. 
») Vgl. Mittelrhein. ÜB. III, 751 und 1447. 
•) Lacomblet, ÜB. II, 354. 
*) Vgl. oben S. 22 Anm. i. 
») Mittelrhein. ÜB. III, 664. 

•) Böhmer, Fontes II, 455 : „. . . furiosa Teutonicorum insania 
quorum munitiones inexpugnabiles super alveum Rhenum consistere 
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und die der Verfasser des Chronicon rhythmicum Colo- 
niense mit den Worten charakterisiert^): 

„Aurifer et Rhenus, speculo crescente, rapinis 

Fit cito tarn plenus, quod nee modus est neque finis." 

Und die Wormser Annalen beschweren sich über die 
„pedagia, que in Rheno sine misericordia ab omnibus sua 
mercimonia deferentibus exigebantur et extorquebantur" ^). 
Diese Stimmen Hessen sich wohl noch durch weitere Be- 
lege vermehren. 

Von diesen unerträglichen Zuständen im Zollwesen 
wurden am härtesten natürlich die Bürger getroffen, deren 
Handel und Verkehr in einer Weise erschwert wurde, die 
auf die Dauer ihren Ruin herbeiführen musste. 

Grenzte diese Zollerpressung schon hart an Strassen- 
raub — wie ja auch der Kölner Chronist von rapinae 
spricht, — so waren auch wirkliche Räubereien in jener 
Zeit an der Tagesordnung. Auch ohne Vorwand eines 
Zolles griff man auf offener Strasse Warentransporte an, 
ja nahm Bürger gefangen, um Lösegeld zu erpressen. 
Viele Städte Hessen sich vom Papste Nonevokationsprivi- 
legien geben wegen der ausserhalb der Stadtmauern 
drohenden Gefahren ^). Gegen Worms richteten sich räube- 
rische ÜberfäHe derer von Schauenburg *), von Starken- 
burg ^), vom Stein®). Zufällig sind wir über diese Ver- 

dignoscuntur, quietis impatiens et acquirende pecunie seu potius extor- 
quende tarn avida, quod pro ea congerenda nulluni genus facinoris 
exhorrescat, de singulis puppibus, que per crepidinem fluminis supra- 
dicti victualia seu quecunque mercimonia deferebant et per munitiones 
antedictas, quas evitare non poterant, descendere cogerentur, insolita 
et prorsus intolerabilia pacagia que vulgo thelonea nuncupantur nee 
dei timore nee regis reverentia coerciti singuli singulariter extorquebant". 

*) Chron. reg. Col. ed. Waitz, p. 313. 

*) Boos, Quellen III, 161. 

») Z. B. RJ. 8744, 8793. 

*) Boos, Quellen III, 150; Zorns Chronik, hsg. v. Arnold S. 86. 

^) Quellen I, 382 Nr. 10 f.; die ganze Briefsammlung ist charak- 
teristisch für diese Zeitverhältnisse. 

*) Quellen I, S. 390, Nr. 36. 
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hältnisse für Worms besser unterrichtet als für Mainz, wo 
aber die Quellen, wären sie uns erhalten, sicherlich ein 
ähnliches Bild zeichneten, wie für Worms. 

Es muss unsere Bewunderung erregen, dass die Städte 
— speziell des Mittelrheingebietes — , obgleich durch Kriege 
und Fehden entkräftet, durch inneren Zwist (so in Worms) 
gespalten, in ihren aussermerkantilen Hülfsquellen aufs 
schwerste durch Raub und Brand getroffen, dennoch immer 
wieder aufs neue sich erheben und politisch thätig sind. 
Wir können hieraus ermessen, dass fast ausschliesslich die 
merkantile Kraft es war, die sie auch nach schweren 
Schlägen rasch wieder aufleben Hess. Traf das Zollun- 
wesen und die fortwährende Verkehrsstörung nun aber 
den Handel der Bürger, so war damit ihre eigentliche 
Lebensader unterbunden und hiermit ihre ganze Stellung 
gefährdet. So ist es denn von diesem Gesichtspunkt aus 
durchaus erklärlich, dass die Städte nach einem Mittel 
suchten, um dieser schwersten Gefahr zu steuern. Dieses 
Mittel fanden sie in einer Zeit, wo die Reichshülfe ver- 
sagte, in der Selbsthülfe durch Vereinigung ihrer Kräfte 
gegen die Störer des Verkehrs. 

Der Gedanke der Vereinigung von Städten lag um- 
sonäher, als eine Verbindung von Städten zur Vertretung 
gemeinsamer Interessen in diesen Gegenden längst nichts 
Neues mehr war. 

Eine unsichere, aber nicht unwahrscheinliche Über- 
lieferung berichtet von einer Verbindung von Mainz und 
Worms schon für das Jahr 1220 ^). In dieser Vereinigung 
hätten wir dann die Vorstufe für den grösseren Bund zu 
sehen, der die Städte Mainz, Worms, Bingen, Speyer, 
Frankfurt, Gelnhausen und Friedberg umfasste, also zwei 
Gruppen von Städten, die sich auch in späteren Zeiten 

*) Bei Schaab, Gesch. d. rhein. Städtebundes I, 45 ff. Ein Zoll- 
vertrag zwischen Worms und Speyer ist sogar schon 1207/8 nachzu- 
weisen. Boos, Quellen I, iii; Hilgard, Speyrer ÜB. 23. 
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immer nahestanden, nämlich die mittelrheinischen ausser 
Oppenheim^) und die wetterauischen, bei denen das kleine 
Wetzlar jetzt noch nicht auftritt. Diesen Bund verbot auf 
Antrag Erzbischof Sigfrids IL von Mainz der Hoftag zu 
Würzburg 1226 -), weil er „in preiudicium ecclesie Magun- 
tine" geschlossen sei, d. h. weil er den auf Unterdrückung 
der Städte gerichteten fürstlichen Bestrebungen des Erz- 
bischofs zuwider lief. Doch scheinen bald darauf von 
neuem bündische Regungen sich am Mittelrhein bemerkbar 
gemacht zu haben ^), denn als 1231 der Lütticher Städte- 
bund Veranlassung wurde zu einem reichsgesetzlichen Ver- 
bot der Städtebünde überhaupt *), Hessen sich der Erzbischof 
von Mainz und der Bischof von Worms besondere Aus- 
fertigungen des Gesetzes geben, ein Zeichen, dass sie bei 
diesem Gesetz besonders interessiert waren. In der Folge- 
zeit haben wir vielleicht in gemeinsamen Urkunden für 
die vier wetterauischen Städte^) eine Spur eines wetter- 
auischen Bundes zu sehen, wie ja diese Städte überhaupt 
stets als Einheit aufgefasst worden sind®). Andererseits 
steht das Verhältnis der WaflFenbrüderschaft, in dem wir 



*) Vgl. hierüber Winkelmann, Friedrich IL, Bd. I (1889), S. 491, 
Anm. I. — Die 3 Wetterauer Städte werden auch schon zusammen 
genannt 1219 Aug. 11. RJ. 1035. 

') MG. Const. II, 409. 

') Zusammenkünfte der Stadtbehörden von Frankfurt, Wetzlar 
und Friedberg fanden 1228 statt, vgl. RJ. 4101, 4102, 11012 a, iioi3f. 

*) RJ. 4181— 4183. Vgl. Boos, Städtekultur I, 486; Winkelmann, 
Friedrich II, Bd. II, S. 240, Anm. 2. 

5) RJ. 4225, 4322, 4349. 

•) Vgl. Winkelmann a. a. O. II, 348. Dass die wetterauischen 
Städte wirtschaftlich-administrativ als Einheit aufgefasst wurden, zeigt 
das Steuerverzeichnis von 1241 (Neues Archiv XXIII, 517—533), wo 
sie — allerdings nebst Wiesbaden und Seligenstadt — eine Gruppe 
für sich bilden. — Nach Zorns Wormser Chronik z. J. 1244 hatten 
Frankfurt „und alle Stadt in der Wetterau" mit Erzbischof Sigfrid III» 
Waffenstillstand; ein Zeichen gemeinsamen Handelns, das auf ein 
Bundesverhältnis schliessen lässt. 
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Worms und Oppenheim in den 40er Jahren finden ^), einem 
Bundesverhältnis nahe. Nur das politische Interesse — 
Mainz und Strassburg, sowie Basel-) standen auf päpst- 
licher, die übrigen Städte auf staufischer Seite — schied 
die Städte noch. Sobald das wirtschaftliche Interesse die 
politische Parteileidenschaft überwog, war die Möglichkeit 
engeren Zusammenschlusses gegeben *). In diesen Bünd- 
nissen, die sämtlich von Städten veranlasst und gebildet 
waren, fanden die Städter auch das Vorbild der Verbindung 
im Jahre 1254, doch kam bei der weiteren Organisation 
der Beitritt der Herren als ein novum dazu. 

Wenn es aus dem bisher Angeführten bereits her- 
vorgeht, dass die Städte zur Verteidigung ihrer eigensten 
Interessen auch jetzt im Jahre 1254 die Initiative bei der 
Bundesgründung ausgeübt haben müssen, so wird die 
Untersuchung der Quellenzeugnisse, zu der wir nunmehr 
überzugehen haben, hierfür die Bestätigung liefern. 

Die Zeit des Interregnums ist arm an gleichzeitigen 
historischen Aufzeichnungen, und die wenigen Autoren, 
die Nachrichten über den Bund enthalten, fassen sich z. T. 
sehr kurz über dieses Ereignis; noch war die städtische 
Geschichtschreibung nicht über ihre Anfänge hinausge- 
kommen, die geistliche Annalistik überwog überall, und 
die Berichte zeigen, dass die Autoren — wie ein neuerer 
Historiker sich ausdrückt*) — „gerade für die grossartige 
Idee des Rheinischen Bundes und ihr Wachstum nirgends 
ein Verständnis besessen haben''. Am ärmlichsten nimmt 
sich der Bericht aus, den der eigentliche Mittelpunkt des 



*) Ann. Worm. ad a. 1242; Boos, Qu. III, 149. 

') Vgl. für Mainz z. R RJ. 4937 a, 5022; für Strassburg RJ. 
7728 f., 10380; für Basel RJ. 7967, 7969 ff. 

•) Von der Erwähnung der sonstigen Städtebünde glauben wir 
absehen zu können, da sie die Mittelrheingegend nicht berühren und 
daher für diese Untersuchung nicht in Betracht kommen. 

*) Zurbonsen in : Forschungen z. deutschen Geschichte XXIII, 299. 
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Bundes, Mainz, uns liefert. Die Mainzer Annalen berichten 
zum Jahre 1254 nichts als folgende Worte ^): 

„Obiit rex Conradus. Civitates coniuraverunt et Ingeln- 
heim destruxerunt". 

Sind dies Spuren gleichzeitiger, ausführlicherer Auf- 
zeichnungen ^), so dürfen wir annehmen, dass dies als der 
wesentliche Kern des im Jahre 1254 Geschehenen erschien. 
„Städte" schliessen einen Bund — von Fürsten und Herren 
ist nicht die Rede — und zerstören Ingelheim, das uns 
aus den Wormser Annalen als herrschaftliches Raubschloss 
bekannt werden wird. Dem Verfasser ist der Bund ein 
Städtebund, auch zur Zeit der Eroberung von Ingelheim. 
Thatsächlich wissen wir aus den Wormser Annalen, dass 
wahrscheinlich nur städtische Bundesglieder, im wesent- 
lichen die Bürger von Mainz, bei jener Zerstörung thätig 
waren. Dem Annalisten aber erscheint die Zugehörigkeit 
der Fürsten und Herren zum Bunde als unwesentlich; er 
lässt sie ganz weg, und sein Schweigen spricht beredt 
genug dafür, dass in der Vorstellung des Annalisten den 
Städten die Entstehung des Bundes zuzuschreiben ist. 

Ausführlicher sind die Wormser Annalen. Zwar ist 
der Anfang des Berichtes verloren, der von den Verhand- 
lungen spricht, die zwischen Mainz und Worms in Sachen 
eines Bundes dieser zwei Städte gepflogen wurden ^). Aber 
auch der erhaltene Teil der Darstellung reicht aus, um die 
Anschauung erkennen zu lassen, die derVerfasser der Annalen 
von den Vorgängen der Bundesgründung hatte. Den Text 
der betreffenden Stelle haben wir schon S. 37 mitgeteilt, 
als wir vom Beitritt Oppenheims zu dem Bunde der Städte 
Mainz und Worms zu reden hatten. Hier muss nur noch 
bemerkt werden, dass im Texte der Annalen auf jene Stelle 



>) Böhmer, Fontes II, 250; MG. SS. XVII, 2. 
') Wattenbach, Geschichtsquellen ® 11, 409 f. 
*) Die Ergänzung der Stelle aus dem Mon. Kirsg., wie sie Boos 
(Quellen III, 153) durchgefiihrt hat, erscheint uns nicht glücklich. 
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die Urkunde des Dreistädtebundes folgt, und dann die 
Worte ^) : 

„Divina cooperante gratia multi se huic paci copu- 
laverunt". 

Die Ansicht des Wormser Annalisten geht sehr klar 
aus seiner Erzählung hervor. Als Mainz und Worms in 
Verhandlungen wegen eines Bündnisses standen, wünschte 
auch Oppenheim sich anzuschliessen, und nach Hinweg- 
räumung der Hindernisse kam der Dreistädtebund zu- 
stande. Dieser rein städtische Bund bildete dann den Kern^ 
an den sich noch multi, worunter sowohl cives als domini 
verstanden sein können, anschlössen. Nirgends wird der 
Entschluss zum Beitritt von äusseren Einflüssen bestimmt ; 
aus freiem Entschluss äussern die Oppenheimer den Wunsch, 
aufgenommen zu werden, und ebenso treten die multi un- 
beeinflusst bei. Hervorzuheben ist noch, dass dem Anna- 
listen die rein städtische Tendenz des Bundes nicht ent- 
gangen ist; sie spricht sich darin aus, dass sofort auf den 
Hergang der Bundesgründung die rein im städtischen 
Interesse geschehene Zerstörung der Burg Wernhers von 
Bolanden, des castrum Ingelheim, „de quo multos grava- 
verat**, berichtet wird. — 

Das neuerdings versuchsweise wiederhergestellte *) 
„Chronicon Wormatiense saeculi XIII'' (ältere Bischofs- 
chronik) darf nur mit Vorsicht benutzt werden. Für unsere 
Frage kommt eine Stelle in Betracht, die nach Quiddes 
Vorschlag**) wiederhergestellt, in dem für uns wichtigsten 
Teile aus der Chronik des Kirschgartner Mönches (um 
1500!) stammt, vor dessen Verworrenheit und Ungenauig- 
keit schon längst mit Recht gewarnt worden ist *), der aber 

*) Boos, Quellen III, 154; Fontes II, 188 f. 

') Von Boos, Quellen III, nach Kösters Untersuchungen (Die 
Wormser Annalen, Leipz. Diss. 1887). 

*) Studien z. rhein. Landfr., S. 12 f. Anm. 

*) Weizsäcker a. a. O. S. 132, 152; Köster a. a. O. S. 90; selbst 
vom Verteidiger der Glaubwürdigkeit des Mon. Kirsg., Quidde a. a. O. S. 12. 
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auf die genannte Quelle des 13. Jahrhunderts zurückgehen 
soll. Die in Betracht kommende Stelle beginnt ^): 

„Anno 1254 in februariis colligaverunt se perpetuis 
temporibus Wormatienses et Moguntinenses, qui tamen 
priscis temporibus diu inimicitias exercuerant*. 

Dann folgt in der Rekonstruktion bei Boos der 
Bericht über die Verbindung von Mainz, Worms und 
Oppenheim, aber aus den Wormser Annalen ergänzt. 
Hierauf setzt der Kirschgartner wieder ein: 

„Mortuo autem Conrado rege Wilhelmus rex in in- 
ferioribus erat partibus, et civitates Moguntia, Oppenheim 
et Wormatia nullum habebant adiutorium et consolamen, 
et in subsidium predicte pacis omne telonium in Rheno 
depositum, licet ex parte guerrarum multis implicatum (?!) 
essent debitis, miseruntque ad civitates varias, ut similiter 
facerent, et illi, licet difficulter hoc facerent, convenerunt 
in Moguntia, quibus episcopus Gerlacus Moguntinus iuravit 
illis cum multis nobilibus velle assistere. Similiter et civi- 
tates Wormatia (!), Moguntia {!), Francofurdia, Oppenheim (!), 
Gelnhusen, Fridberg, Wetzlar, Bobardia, Wesalia, Pingwia 
hoc idem fecerunt. Actum Margarethe a. d. 1254''*). 

Der Chronist benutzt eine alte Quelle, die er nicht 
versteht ; so ist ihm der Zusammenhang zwischen der Ab- 
schaffung der Zölle und den aus den Kriegszeiten be- 
stehenden Schulden völlig unklar ^). Wenn überhaupt aus 
dem Bericht etwas zu schliessen ist, so ist es das, dass 
auch in den geistlichen Kreisen von Worms (Bischofs- 
chronik) die Anschauung herrschte, dass die Initiative zur 
Entstehung und zur Erweiterung des Städtebundes von 
den Städten ausging; über die Frage, wie es kam, dass 
der Erzbischof den versammelten Städtevertretern eidlich 



*) Boos, Quellen III, S. 186 vgl. S. 54. 

') Völlig irreführend ist die Einfügung dieser Stelle in die Aus- 
gabe der Wormser Annalen von Pertz (MG. SS. XVII, 56). 
*) Vgl. Weizsäcker a. a. O. S. 151. 
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Beistand verspricht, war sich der Chronist wohl selbst 
nicht klar. Gewicht werden wir auf die Aussage dieser 
Quelle gemäss ihrem zweifelhaften Charakter nicht zu 
legen haben. 

Um die rheinische Überlieferung gleich vollständig 
zu besprechen, müssen wir einer Chronik gedenken, die 
zwar von dem Bunde nicht spricht, aber doch die Ver- 
hältnisse berührt, die der Entstehung des Bundes voraus- 
gingen. Es ist dies das mehrerwähnte Chronicon rhyth- 
micum Coloniense. Von den Bearbeitern der Geschichte 
des Rheinischen Bundes hat namentlich Will dieser Chronik 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Die betreffende 
Quellenstelle habe ich bereits oben (S. 15) in anderem 
Zusammenhange angeführt und muss hier nur darauf zu- 
rückkommen, indem ich betone, dass von einer direkten 
oder indirekten Einwirkung Kardinal Hugos auf die Grün- 
dung des Rheinischen Bundes schon wegen des zeitlichen 
Abstandes nicht die Rede sein kann; denn Hugo trat schon 
im Sommer 1253 seine Rückreise durch Lothringen an^). 
Und zum Überfluss betont gerade der Kölner Chronist, 
dass mit Hugos Abreise sofort die alten Missbräuche im 
Zollwesen wieder begonnen hätten ^) ; er stellt mithin eine 
Nachwirkung seiner Thätigkeit geradezu in Abrede. 

Hiermit sind wir am Ende der aus den Rheingegenden 
stammenden Überlieferung über den Bund angelangt. Nur 
aus Gegenden, die von dem Wirken des Bundes schein- 
bar weit abliegen, stehen uns noch zwei Berichte zur Ver- 
fügung. 

Aus dem niedersächsischen Stade erfahren wir von 
dem Chronisten Albert zum Jahre 1255 folgendes^): 

*) Vgl. RJ. 10427— 10438 a. Die von Deycks (Arch. f. Gesch. 
d. Niederrheins II, 358) und Waitz (in der Anm. z. d. Stelle) zitierte 
Urkunde ist schon in Anagni ausgestellt. 

") „Qui dum discessit, morbus radice recrescit, 
Pax patrie cessit, iterata rapina virescit'*. 

») MG. SS. XVI, 373. 
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„Quidam validus civis in Moguntia coepit hortari 
concives suos, ut pro pace restauranda iuramento se in- 
vicem constringerent. Consenserunt ei et aliae civitates 
plurimae. Vocaverunt eum Waltbodonem. Non placuit 
res principibus nee militibus sed neque praedonibus et 
maxime hiis, qui habebant assidue manus pendulas ad 
rapinam, dicentes esse sordidum mercatores habere super 
homines honestos et nobiles dominatum". 

Was uns Albert von Stade im letzten Teil seiner 
Chronik mitteilt, pflegt sonst oft nicht sehr genau, aber 
doch nicht unzuverlässig zu sein i). Er ist der einzige 
zeitgenössische Autor, der von der Teilnahme des Wal- 
poden von Mainz bei der Bundesgründung redet- Will 
sieht in der herangezogenen Stelle „eine farbenfrische 
Illustration" für des Verlassers „bekannte Ungenauigkeit" ^). 
Es scheint, dass sich Will bei diesem harten Urteil von 
einer gewissen Voreingenommenheit hat leiten lassen, zu- 
mal er selbst zugesteht, dass sich in Alberts Worten 
deutliche Anklänge an die sogenannte Gründungsurkunde 
finden, ein authentisches Aktenstück, das wir im Besitz 
der Bundesmitglieder vermuten dürfen. Demnach hätte der 
Chronist, dem dieses Aktenstück vorlag, seinen Sinn miss- 
verstanden und demgemäss gar nicht von einem Bund von 
Städten, sondern von einem Schwur der Mainzer Bürger 
unter sich gesprochen. Das hiesse aber doch dem Abt 
von Stade einen ganz unglaublichen Unverstand zutrauen! 
Wer die Gründungsurkunde auch nur oberflächlich be- 
trachtete, musste ja schon an den Ausstellern sehen, dass 
es sich nicht um eine interne Verbindung handelt. Viel- 
mehr sind wir der Ansicht, dass der Verfasser, da er die 
Gründungsurkunde gesehen und gelesen hat, auch das 
Richtige schreiben wollte und nur durch Weglassung der 

') Wattenbach, Geschichtsquellen • II, 490; Weiland in Forsch, 
z. d. Gesch. XIII, 163 f. 

«) Regesten II, Einl. S. LXIV. 
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Worte „cum aliis civitatibus" vor oder nach dem Worte 
iuramento — veranlasst durch zu engen Anschluss an den 
Wortlaut der Vorlage — *) einen irreführenden Sinn er- 
zielte. Woher Albert die ganze Nachricht hat, liegt -nahe. 
Durch Zurbonsens*) Untersuchungen ist der Beweis er- 
bracht, das Stade selbst Mitglied des Bundes war. Die 
Einreihung zum Jahre 1255 lässt sich sehr gut erklären, 
wenn man annimmt, dass die niedersächsischen Städte erst 
damals zum Beitritt aufgefordert wurden und auch darauf- 
hin beitraten — nach dem Beitritt der westfälischen Städte, 
der im Frühjahr 1255 erfolgte*). Die an Stade gesandte 
Bundesurkunde benutzte Albert, wie er auch sonst ur- 
kundliche Nachrichten benutzt; deren Worte lassen sich 
dann oft in der Erzählung wiedererkennen *), wie es hier der 
Fall ist. 

Von der einzelnen bestimmten Persönlichkeit aus den 
städtischen Kreisen, der Albert den Anstoss zur Gründung 
des Bundes zuschreibt, werden wir in einem besonderen 
Abschnitt zu handeln haben. Hier haben wir nur festzu- 
stellen, dass auch Albert von Stade der Anschauung Aus- 
druck gibt, wonach die Initiative zur Bundesstiftung aus 



*) Albert: „iuramento se invicem constringerent"; Aktenstück 
(MG. Const. II, 581): „prestitis iuramentis nos (sämtliche Bürger- 
schaften) invicem astringendo". 

*) In seiner Schrift: Der westfälische Städtebund 1253— 1298, 
Münsterer Diss. 1881 ; vgl. auch seine Ausftlhrungen in Forsch, z. d. 
G. XXIII, 291 fF. Namentlich ist der Hinweis auf das Hülfegesuch der 
Ministerialen und der Stadt Minden an die Städte Lübeck, Hamburg, 
Stade und die übrigen Städte und Edeln an und jenseits der Elbe, 
„qui pacem factam iuraverunt" zu beachten (Höhlbaum, Hansisches 
ÜB. I Nr. 493 von 1256 Nov. 8). Die Verwendung des Schreibens 
„aller sächsischen Städte an Gent" in diesem Zusammenhang ist nicht 
am Platze, da dieses zu 1268 gehört (vgl. Höhlbaum im Hans. ÜB. 1, 650). 

') Beitrittsurkimden : Ennen-Eckertz, Quellen II Nr. 338 fF. Die 
richtigen Daten dazu : Mittheilungen aus d. Kölner Stadtarchiv, Heft 3. 

*) Vgl. Lappenberg in Pertz' Archiv f. ä. d. G. VI, 335. 
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bürgerlichen Kreisen hervorging. Ja, er kennt überhaupt 
nur einen städtischen Bund. Das Vorherrschen des städti- 
schen Elementes im Bunde — inbezug auf Quantität und 
Aktivität — drückt sich bei Albert, wie in den Mainzer 
(und Wormser) Annalen darin aus, dass er die Zugehörig- 
keit der Herren zum Bunde einfach übergeht. 

Wenn Albert von einer direkt feindseligen Haltung 
der Fürsten und Edeln gegenüber dem Bunde spricht, so 
geht man wohl nicht fehl, wenn man diese Äusserungjauf 
Rechnung einer ihm zugekommenen Nachricht von dem 
Zwist der Herren und Städte setzt. Wäre übrigens der 
Erzbischof von Mainz dem Stader Annalisten auch nur 
als wesentlich beteiligt an der Bundesgründung erschienen, 
so hätte dieser als Minorit eine Bemerkung hierüber sicher 
nicht unterlassen. Denn Gerhard stand in sehr engen Be- 
ziehungen zu diesem Orden ^), und die Minoriten zählten 
ihn in späterer Zeit zu den Ihren, da sie stets ein Interesse 
daran hatten, den Ruhm ihres Ordens durch Anführung 
bedeutender Mitglieder zu mehren ; da würde man ihn als 
den Stifter eines solchen Landfriedensbundes nicht ver- 
gessen haben. 

Der letzte Autor, der den Rheinischen Bund berührt, 
ist der Abt Hermann von Niederaltaich. Gegen die Glaub- 
würdigkeit seiner Chronik lässt sich nichts einwenden*). 
Bei ihm finden wir zwei Berichte über die Bundesgründung, 
die vielleicht, aber nicht sicher^) beide von Hermann 
selbst herrühren. Zunächst steht in dem von Hermann 
selbst herstammenden Altaicher Kodex auf einem ein- 



») Vgl. Wm a. a. O. S. LVII; Koch, Die frühsten Niederlas- 
sungen der Minoriten im Rheingebiet (1881) S. 98 f.; wie sehr Gerhard 
den Orden schätzte, ersieht man daraus, dass er 1253 den Mainzer 
Minoriten ein neues Kloster baute. Vgl. Koch a. a. O. S. 32. (Die 
Jahrzahl 1255 bei Will ist Druckfehler; vgl. dessen Reg. II, S. 322 Nr. 72.) 

*) Vgl. Lorenz, Geschichtsquellen ' I, 176 — 182. 

') Vgl. die Anm. in der Ausgabe MG. SS. XVII, 394. 
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geschalteten Blatte ^) mit Schriftzügen des 13. Jahrhunderts 
folgender Bericht^): 

„Huius Wilhelmi regis tempore civitates apud Rhenum 
cum principibus optimam pacem ineunt, eligentes sibi capi- 
taneos, destruendo castra nociva et iniusta thelonia remo- 
ventes. Que post obitum ipsius regis, qui vixit quasi 
novem annis, omnia redierunt in malum statum. Fuerunt 
autem subscripti principes et subscripte civitates, qui sancte 
pacis federa iuraverunt: Gerhardus archiepiscopus Mogon- 
tinensis . . . /' u, s. w. wie in der Aktensammlung des Bundes 
Nr. VI»). 

In diesem Bericht ist, wie ein Vergleich mit der im 
folgenden anzuführenden zweiten Stelle zeigt, das Haupt- 
gewicht auf die Namenliste gelegt, und er bringt alles 
Übrige nur kurz angedeutet, was in der anderen Stelle 
weiter ausgeführt ist. Wir haben ihn daher als einen 
Nachtrag zu dem Annalentexte aufzufassen, wozu auch die 
Art der Überlieferung auf dem eingeschalteten Blatte stimmt. 
Dem Verfasser der oben mitge^teilten Notiz erschien die 
Mitgliederliste des Bundes, die im Texte nicht mitgeteilt 
war, so wichtig, dass er sie in dieser Weise unterbrachte, 
vielleicht um sie bei einer neuen Überarbeitung des Werkes 
an der richtigen Stelle einzufügen. Dass eine Benutzung 
der Mitgliederliste vorliegt, die uns in der Aktensammlung 



^) Nach Böhmer (Fontes II, 506, Anm. 3). Die verkehrte Ein- 
reihung zu 1247 gab früher Anlass zu der irrtümlichen Ansetzung der 
Bundesgründung auf das Jahr 1247, die wir in verschiedenen älteren 
Historikern bis auf Barthold (Gesch. d. deutschen Städte II (1851), 
S. 204) finden. Dass die Altaicher Notiz nicht zu 1247 gehören kann, 
zeigt das darin vorkommende Mitgliederverzeichnis des Bundes, in 
dem an erster Stelle Gerhardus archiepiscopus Mogontinensis genannt 
ist. Umsomehr muss es auffallen, dass Will das Bündnis nicht nur 
anstandslos zu 1247 (Regesten S i g f r i d s III. Nr. 624) verzeichnet, son- 
dern auch in der Einleitung S. LX, Anm., darauf verweist. 

*) MG. SS. XVII, 394; Böhmer, Fontes II, 506, Anm. 3. 

») MG. Const. n, 584. 
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erhalten ist, ist klar und auch schon von Böhmer erkannt 
worden^). Von dem Inhalte der Notiz werden wir erst 
zu reden haben, wenn wir den im Annalentexte selbst 
stehenden Bericht betrachten. Er lautet^): 

„1255. . . . Interea (hiermit ist wohl 1254 gemeint?) 
Wilhelmo rege Romanorum cum comitissa Flandrie et Fre- 
sonibus bellica agente negotia, civitates Rehni quasi desti- 
tute regia defensione vinculo societatis fortissime ad invicem 
coniunguntur, capitaneum eligunt, thelonia eiusdem fluminis, 
que a pluribus fuerant agravata, removent, vicinos prin- 
cipes et comites sue societati adherere compellunt, undique 
pacem ordinantes optimam et hactenus inauditam. Quo 
superveniens dominus Ludwicus novus palatinus comes 
Rehni fedus laudabilis societatis iniit cum civitatibus supra- 
dictis. Ista autem pax more Lombardicarum civitatum 
inchoata propter maliciam resistentium non diu duravit". 

Auch für diesen Bericht hat man längst eine Be- 
nutzung der Aktensammlung angenommen, zumal die einzige 
Handschrift dieser Sammlung einem Kodex eben des Abtes 
Hermann, der unsere Annalen verfasst hat, angehört^). 
Weizsäcker hat es wahrscheinlich gemacht, dass die 
Bundesakten von dem Bundesmitglied Regensburg in das 
nahe Kloster Niederaltaich kamen *). Dem Verfasser der 
Annalen lag, als er den Annalentext schrieb, die Akten- 
sammlung vor, und eine Zusammenstellung der betreffen- 
den Stellen zeigt, wie stark die Benutzung der Akten- 
sammlung bei der Abfassung der beiden mitgeteilten Berichte 



*) Vgl. Fontes II, 506, Anm. 3. 

») Fontes II, 511; MG. SS. XVII, 397. 

») Weizsäcker, Der Rh. B., S. 7. 

*) A. a. O. S. 94. Für die Frage nach der Benutzung der Akten- 
sammlung vgl. Bussen, Zur Gesch. d. grossen Landfriedensbundes 
deutscher Städte (1874) S. 22 Anm. 2, sodann besonders L.W(eiland) 
in Sybels Hist. Zeitschr. XXXIV, 193; endlich Weizsäcker a. a. O. 
S, 89 fr, 
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war *). Die Quelle gewinnt durch den Umstand, dass sie 
sich auf authentisches Material stützt, entschieden an Be- 
deutung; und wir dürfen ihr unter diesem Gesichtspunkt 
auch in den Fällen vertrauen, wo uns die Aktensammlung 
keine Parallele bietet. Von diesen ist für uns nur der 
Umstand von Wichtigkeit, dass in den Annalen ausdrück- 
lich gesagt wird: Die Städte am Rhein verbinden sich 
zuerst, und auf ihre Veranlassung kommt ein Beitritt der 
Herren zustande (civitates — coniunguntur, vicinos prin- 
cipes sue societati adherere compellunt)^). Diese Dar- 
stellung bei einem so wohlunterrichteten Autor fällt für 
unsere Ansicht von der Initiative der Städte schwer in die 
Wagschale. 

Nachdem wir somit am Ende der chronikalischen 
Überlieferung über die Gründung unseres Bundes angelangt 

*) Textstelle: entspricht Aktensammlung: 

I. civitates Rheni — coniunguntur Nr. I. 

capitaneum eligunt fehlt. 

thelonia — removent Nr. I, Art. 2 a. 

vicinos principes — adherere compellunt Nr. ü, Art. 18. 

II. civitates — pacem ineunt Nr. I. 

eligentes sibi capitaneos fehlt. 

destruendo castra nociva fehlt. (Nr. I, Art. 3 a?). 

et iniusta thelonea removentes Nr. I, Art. 2 a. 



Fuerunt autem subscripti princ. et ^ n VT 
subscr. civ. etc. / 



Die Erwähnung des capitaneus bezw. der capitanei kann als 
Missverständnis der Stellung der Bundesleitung aufgefasst werden, 
wodurch die Stellung etwa eines Grafen Adolf von Waldeck im 
Bunde in Parallele gesetzt wurde mit der der italienischen Städte- 
kapitane, ein Missverständnis, zu dem den Verfasser die Gleichsetzung 
des Rheinischen Bundes mit den LombardenbQnden verleitet haben 
mag, die er ja auch zu Unrecht (vgl. Busson a. a. O. S. 13) vornimmt. 
— Ein Moment, wodurch die Entstehung des Bundes deutlicher als 
in der sog. Gründungsurkunde sich darstellt, bemerken wir oben im Text. 

') Der Bericht des eingeschalteten Blattes spricht natürlich von 
einem Städte- und Herrenbund, da er ja das Mitgliederverzeichnis 
einleitet, in dem (lange nach der Bundesentstehung) beide Gruppen 
vertreten sind. 
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sind, müssen wir das Ergebnis dahin zusammenfassen, dass 
uns keiner dieser Berichte auch nur im geringsten auf 
eine andere Annahme führte, als dass auf städtischer Seite 
die Initiative zur Stiftung des Bundes gelegen hat. Im 
Gegenteil wissen die meisten Berichte überhaupt nur von 
einem Städtebund zu erzählen; ihnen erschien der Beitritt 
der Herren als unwesentlich, als hinzukommendes Element, 
als Wirkung der städtischen Vereinigung, deren Charakter 
als eines städtischen Bundes dadurch nicht beeinträchtigt 
wurde. Der einzige Chronist, der den Erzbischof von 
Mainz als bei der Bundesgründung anwesend erwähnt 
(nämlich der Kirschgartner Mönch), und ausserdem der 
Altaicher Bericht (im Texte der Annalen) lassen die Ini- 
tiative auch beim Beitritt der Herren dem städtischen Ele- 
ment ; in jedem Falle aber waren die Städte ältere Bundes- 
angehörige als die Herren. 

Es bleiben uns nunmehr noch die urkundlichen Quellen 
über die Geschichte der Bundesgründung zur Prüfung übrig. 

Hier ist es zunächst die schon erwähnte, sogenannte 
Aktensammlung des Rheinischen Bundes >), von der wir 
Aufschluss übere unsere Frage erwarten dürfen. Es ist 
keine unmittelbare, rein urkundliche Quelle, sondern, wie 
Weizsäcker schlagend nachgewiesen hat, eine Überarbeitung 
von Bundesabschieden, eine Art Denkschrift über die Bundes- 
thätigkeit, ausgearbeitet, um ein neueintretendes Mitglied 
von dem bisher Geschehenen zu unterrichten 2). Diese 
Erkenntnis, dass wir es nicht mit ursprünglichem, sondern 
mit überarbeitetem Urkundenmaterial zu thun haben, be- 
deutet einen grossen Fortschritt in der Anschauung von 
der Bundesgeschichte. 

Was das erste Stück der Sammlung betrifft (das für 
uns wesentlich in Betracht kommt, weil es die Anfänge 



*) Weizsäcker a. a. O. S. 15 fF.; MG. Const. II, 580 ff. 
*) Weizsäcker S. 68 ff., 89 ff. 



- 62 - 

des Bundes enthält), so glaubt Weizsäcker, dass es die 
Gründungsurkunde so gut wie vollständig wiedergebe, 
jedenfalls vollständiger als die übrigen Bundesabschiede in 
der Sammlung die ihnen zu Grunde liegenden Urkunden, 
und er selbst behandelt es demgemäss als authentische 
Urkunde 1). Er stützt sich hierbei auf den von ihm mit 
grosser Sorgfalt geführten Nachweis, dass die Urkunde 
des Dreistädtebundes (Mainz, Worms, Oppenheim) aus dem 
April 1254 die eigentliche Grundlage des Stückes Nr. I 
der Aktensammlung sei ; doch seien bei der Fassung dieses 
letzteren auch die beiden anderen Städtebundesurkunden 
aus dem Frühjahr 1254 (Mainz und Worms, Mainz und 
Bingen) benutzt^). Dass dieser Nachweis gelungen ist, 
kann man nicht leugnen, und die mit jenen Urkunden über- 
einstimmenden Teile von Nr. I wird man demgemäss als 
ursprünglich bezeichnen müssen. Anders aber ist es mit 
den Stellen von Nr. I, wo diese Übereinstimmung nicht 
vorhanden ist. Hier hat Q u i d d e den unseres Erachtens 
gelungenen Beweis gegen die Authentizität einsetzen lassen**). 
Sein Ergebnis, dem wir beistimmen, ist folgendes: Es hat 
eine Überarbeitung stattgefunden, aber es ist nichts Wesent- 
liches verloren gegangen von den Festsetzungen, die der 
erste Bundestag beschloss. Wir haben also in dem ersten 
Stücke der Aktensammlung ein auf dem Grunde der 
Originalurkunde ruhendes Referat über die Vorgänge jenes 
Tages zu sehen, das die getroffenen Bestimmungen fast 
wörtlich wiedergibt. 

An der Interpretation dieses ersten Stückes müssen 
wir festhalten, ohne uns von den späteren Stücken beein- 
flussen zu lassen. Bei der durchaus im Fluss befindlichen 
Entwickelung des Bundes könnte man aus den späteren 
Stadien falsche Rückschlüsse ziehen. Erst wenn wir eine 



») S. 3 u. S. 57. 

') S. 54. 

') Studien S. 7 f. und S. 44. 
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feste Anschauung von der Bundesentstehung gewonnen 
haben, wäre zu untersuchen, ob der weitere Verlauf unserer 
Vorstellung von dem Anfange des Bundes entspricht. 

Ein wichtiger Punkt ist vor allem der Umstand, dass 
das Stück Nr. I wesentlich auf die Beurkundungen der 
drei vorausgegangenen Städtebünde zurückgeht, wie vor- 
hin schon erwähnt wurde. Hiermit stellt sich der neue 
Bund als ein späteres Stadium der gleichen Entwicklungs- 
reihe dar, auf der auch jene reinstädtischen und von Städten 
hervorgerufenen Bünde liegen ; und hier wie dort werden 
nur städtische Interessen in den Bundessatzungen gewahrt. 
Folglich haben wir auch den neuen Bund als von Städten 
hervorgerufen anzusehen. 

Sehen wir nun, was uns das Stück für unsere Frage 
direkt gibt. Was zunächst die Zeit der Bundesstiftung 
angeht, so müssen wir der Ansicht entgegentreten, wonach 
die Gründung des Bundes am 13. Juli 1254 stattgefunden 
habe. Das uns erhaltene Referat hat kein Urkundendatum, 
wie man nach dem Abdruck bei Weizsäcker glauben 
könnte^). Wir können das Ereignis nur datieren: 

I. Nach dem Ausdruck in Artikel 2 a desselben 
Stückes: a festo S. Margarete nunc instanti, der 
doch wohl aus dem Original des damaligen Be- 
schlusses stammt; 
II. nach dem Bericht des Mon. Kirsg. (s. oben S. 63) : 

actum Margarethe a. d. 1254. 
Dass man auf die letztere Stelle überhaupt Wert 
gelegt hat, kommt daher, dass sie in die von Pertz 
wiederhergestellten Annales Wormatienses ^) Aufnahme ge- 
funden hatte; dem Kirschgartner Chronisten dürfen wir 
bei seiner schon berührten Unzuverlässigkeit eine Ver- 



*) Weizsäcker ist durch eine Ungenauigkeit von Pertz zu dem 
Datumzusatz veranlasst worden. Vgl. Quidde a. a. O. S. 7; MG. 
Const. II, 581. Für die Tagesfrage ist das natürlich unwesentlich. 

«) MG. SS. XVII, 58. 
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wechselung der Daten des Bundesschlusses und des Land- 
friedensanfangs wohl zutrauen. Aus dem an erster Stelle 
angeführten Passus aber kann nur ein Bevorstehen, kein 
Gegenwärtigsein des Margaretentages (Juli 13) herausge- 
lesen werden ^). Wir setzen demnach die Bundesgründung 
kurz vor 13. Juli an, ohne jedoch einen bestimmten Tag 
dafürjfestlegen zu können. 

Diese Datierungsfrage wurde hier deshalb ausführ- 
licher besprochen, weil wir mit ihrer Hülfe vielleicht fest- 
stellen können, ob die Nachricht vom Tode König Konrads 
schon auf die Bundesgründung gewirkt haben kann. Nach 
dem damaligen Stand des Nachrichtendienstes erscheint 
es nicht wahrscheinlich, dass die Todesnachricht schon in 
Deutschland eingetroffen war, als Anfang Juli oder — 
wie Schwemer meint — Ende Juni die Stiftung des 
Rheinischen Bundes stattfand^). Dem entspricht es, dass 
erst beim Bundestag am 6. Oktober die Anerkennung 
König Wilhelms vom Bunde ausgesprochen wird^). In- 
zwischen hatte man also die Nachricht vom Tode des in 
den meisten Städten des Bundes bisher als legitim aner- 
kannten Königs erhalten. Diese Zeit lässt sich noch ge- 
nauer bestimmen, da der Übertritt der bisher staufischen 
Städte zu König Wilhelm seit Anfang August successive 
stattfindet, wie aus den Privilegienbestätigungen zu ersehen 
ist*). — Reichspolitische Rücksichten waren es also nicht, 



1) Vgl. Busson S. 18 f., Lindner in Hist. Ztschr. N. F. VI, 122; 
Schwemer in der angef. Festschr. S. 80; RJ. 11685. 

*) Konrad starb am 21. Mai bei Lavello in Unteritalien. Boten 
von Rom nach Deutschland brauchten im Durchschnitt iV» Monate 
(vgl. Menzel, Deutsches Gesandtschaflswesen im Mittelalter, S. 200); 
vermutlich waren bei den kriegerischen Verwicklungen in Italien 
Umwege nötig. (Deswegen wird keinenfalls ein ungewöhnlich eiliger 
Botendienst stattgefunden haben, wie er nach Ludwig (Reise- und 
Marschgeschwindigkeit im 12. u. 13. Jhdt., S. 192) mitunter vorkam). 

») Const. II, 582. 

*) RJ. 5198 ff. 
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die bei der Gründung des Bundes in Frage kamen. Übrigens 
wäre in jedem Fall die Nachricht zur Einleitung von Vor- 
verhandlungen, die wir doch wohl anzunehmen haben, zu 
spät gekommen. 

Doch kehren wir zu unserem ersten Aktenstück 
zurück. Als Aussteller nennen sich an der Spitze die 
Behörden und Bürger von fünf genannten und anderen 
ungenannten Städten. Dass die hier genannten Städte 
faktisch schon bei der Bundesgründung sämtlich beteiligt 
waren, ist schon dadurch widerlegt, dass uns die Beitritts- 
urkunde von Köln, das sich unter jenen Fünfen befindet, 
erhalten ist; sie trägt erst das Datum vom 14. Januar 
1255 ^). Vielmehr hat man diese scheinbare Anführung der 
Aussteller von Nr. I als Anfang der gesamten Akten- 
sammlung aufzufassen, als Namen der Aussteller der ganzen 
Denkschrift. Natürlich musste es dem Verfasser der letzteren 
fern liegen, hier alle zur Zeit der Abfassung vorhandenen 
städtischen Mitglieder einzeln anzuführen: er erwähnt sie 
nur summarisch, da ja ein Mitgliederverzeichnis der Akten- 
sammlung beilag. 

Nachdem nun die Ursache der Bundesgründung an- 
geführt ist, — es sind die schon besprochenen Verkehrs- 
hindernisse — wird berichtet, was geschah^). 

Hier müssen wir vorausschicken, dass wir die Ansicht 
Q u i d d e s ^), wonach eine Parenthese im folgenden den 
Urkundentext unterbricht, billigen, und dass auch wir der 
Ansicht sind, dass diese Parenthese vom Überarbeiter der 
Originalurkunde eingeschoben ist. Über den Umfang dieser 
Einschiebung jedoch können wir Q u i d d e nicht beistimmen. 
Wir nehmen den ganzen Artikel 2, in dem die Verpflichtung 
der Bundesgenossen gegen einander ausgesprochen ist, als 

») RJ. 11699. 

*) Wir legen den Text Const. II, 580 f. zu Grunde, nicht den von 
Weizsäcker, der im Art. 2 glaubte quam ergänzen zu müssen. 
') Studien S. 45. 



Ursprünglich an ausser den sich von selbst als Erläuterung 
des Überarbeiters kennzeichnenden Worten „videlicet anno 
d. 1254". Diese Zufügung war nötig geworden, da die 
Überarbeitung in eine spätere Zeit der Bundesthätigkeit 
fiel und somit von den ursprünglichen zehn Jahren schon 
ein Teil verflossen war, andererseits aber die für das 
Original des Bundesabschiedes anzunehmende Datierung 
am Schlüsse bei der Überarbeitung weggelassen werden 
musste '). 

Dagegen hat Q u i d d e ohne Zweifel Recht, wenn er 
den Artikel 2 a, in dem vom Beitritt der Fürsten und 
Herren die Rede ist, als Einschaltung bezeichnet. Schon 
der gezwungene Anschluss an das Vorhergehende : „quam 
utique pacem" u. s. w., lässt die Stelle aus dem Text 
herausfallen. Übrigens hat der Überarbeiter auch hier auf 
eine vollständige Aufzählung der später als Bundesglieder 
nachweisbaren und in dem Mitgliederverzeichnis enthal- 
tenen Fürsten und Herren verzichtet, nur die Reihe der 
Bischöfe, diese aber vollständig, aus dem Verzeichnis auf- 
genommen und die andern nur als multi comites et nobiles 
terre angeführt. Entsprechend der Einführung der Herren 
in die Urkunde bei der Überarbeitung, hat der Verfasser 
der letzteren auch die weiteren Artikel als für die Herren 
gültig bezeichnet, indem er die entsprechenden Worte ein- 
schob ^). Mit diesen Änderungen war die Urkunde den 
zur Zeit der Überarbeitung veränderten Bundesverhält- 
nissen angepasst. 



') Nach Weglassung der Erläuterung bleibt also der Wortlaut; 
„. . . prestitis iuramentis nos invicem astringendo a festo S. Marg. 
nunc instant! ad decem annos pacem generalem iuravimus firmiter 
observare". Hierin liegt nichts Auffälliges mehr. 

*) Es sind dies: in Art. 4 „vel in quolibet dominio"; in Art. 5 
„suus dominus aut", „dominus vel"; in Art 7 „in aliquo dominio" — 
hier hat der Anfang des Art. vielleicht dem 6. Art. des Dreistädte- 
bundes gleich gelautet; vgl. Weizsäcker S. 52 unten. 
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Lassen wir die als Zusätze bezeichneten Teile aus 
Nr. I fort, so bleibt eine reine Städtebundesurkunde, die 
sich nicht wesentlich von der Urkunde des Mainz-Worms- 
Oppenheimer Bündnisses vom April 1254 unterscheidet^); 
und hiermit ist eine städtische Initiative auch für den 
Rheinischen Bund vom Juli gegeben. Die Frage, welche 
Mitglieder bei der Stiftung des Bundes beteiligt waren, 
lässt sich aus Nr. I nicht beantworten, da sowohl die 
Namen der Städte wie die der Herren Zuthat des Über- 
arbeiters sind. Feststehend als Mitglieder schon bei der 
Bundesgründung sind jedenfalls die Städte Mainz, Worms, 
Oppenheim und Bingen, die ja schon vorher verbunden 
waren ; dazu kamen wahrscheinlich noch weitere mittel- 
rheinische und die wetterauischen Städte. Diese schlössen 
den Landfriedensbund. Zu irgend einer Zeit danach, aber 
doch vor dem zweiten Bundestag (Okt. 6) traten diesem 
Bunde eine Anzahl Herren bei, unter denen sicher der 
Erzbischof von Mainz und der Bischof von Worms ^), ver- 
mutlich auch die Verwandten des Erzbischofs, die Wild- 
grafen, die Herren von Limburg und von Minzenberg sich 
befanden. Die gemeinsame Vermittlerthätigkeit des Erz- 
bischofs und des Wildgrafen bei dem Ingelheimer Streit 
scheint auf eine Zugehörigkeit auch des Wildgrafen zu 
deuten 3). Jedenfalls ist die gegenseitige Stellung der beiden 
Gruppen, der Städte und der Herren, in diesen Anfängen 
des Bundes beachtenswert. Kein gemeinsames Aktenstück 



^) Vgl. die Nebeneinanderstellung bei Weizsäcker S. 48flf.; hinzu 
kam nur Art. 3 a. 

') Diese sind als Mitglieder genannt in dem Briefe Kardinal 
Peters vom 7. Oktober, Ennen-Eckertz, Quellen II, S. 345 Nr. 337 
(Transsumpt). 

") Der Nachweis, dass schon 1254 überhaupt Herren Bundes- 
glieder waren, verbietet den sonst naheliegenden Gedanken, dass der 
Beitritt der Herren erst seit den Waffenstillstandsverhandlungen vom 
Juni 1255 geschehen sei. 
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Wird von ihnen ausgestellt, wie dies wohl später bei der- 
artigen Bündnissen geschah *), sondern die Städte legen 
urkundlich fest, wie sich alles begeben hat. Und der Ver- 
lauf muss folgender gewesen sein: Die Städte vereinigen 
sich unter Zugrundelegung der Bestimmungen anderer, 
spezifisch städtischer Bündnisse zur Herstellung des Land- 
friedens; und dann werden Herren diesem Bunde der 
Städte angegliedert ; sie beschwören den Frieden ebenfalls 
und unterwerfen sich den gleichen Zollbestimmungen wie 
die Städte. Mit Recht nimmt Hintze*) eine Vereinigung 
der Städte unter sich im grossen Bund der Städte und 
Herren an; die Sache war eben die — und einem unbe- 
fangenen Betrachter des Stückes Nr. I, das den Hergang, 
wenn auch nicht völlig der Urkunde gemäss, so doch in der 
Hauptsache richtig darstellt, muss dies klar werden •— : 
die Städte waren schon geeint, als Herren beitraten, und 
man muss mit Hintze zeitlich getrennte, wenn auch viel- 
leicht nahe beieinanderliegende Akte für die Verbindung 
der Städte einerseits, den Beitritt von Herren andererseits, 
annehmen. 

Gehen wir aber weiter: die Verbindung der Städte 
erscheint nach diesem Aktenstück als das von langer Hand 
Vorbereitete, als das Primäre, die Vereinigung der Herren 
mit ihnen als ein Hinzukommendes, Sekundäres, worauf 
man im Bunde nicht eingerichtet war. 

Auf städtischer Seite war man seit langem thätig. 
Dem Zusammenschluss von Mainz und Worms, dem Bei- 
tritt von Oppenheim, dem Bund von Mainz mit Bingen 
mögen längere Verhandlungen vorausgegangen sein; und 
dementsprechend auch mit anderen Städten. Hierher ge- 
hört es, wenn schon am 2. März 1254 Worms sich in 
einer seit Jahrzehnten strittigen Sache zur Zahlung einer 



*) Z. B. Const II, 611 ff. 

*) Königtum Wilhelms von Holland S. 161. 
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Summe an Speyer herbeilässt *) : man glich eben die Streit- 
punkte aus, um in der gemeinsamen Sache einheitlich zu- 
sammen auftreten zu können. 

Hätte man andererseits den sofortigen Beitritt von 
Fürsten und Herren erwarten können, so müsste in den 
Beschlüssen des ersten Bundestages (den Artikeln von 
Nr. I) darauf Rücksicht genommen sein. Aber nichts von 
alledem geschieht. Erst auf dem zweiten Bundestag werden 
Beschlüsse gefasst, die sich auf Bundesgenossen aus dem 
Herrenstande beziehen ^). Aus dem Umstand, dass keine 
gemeinsame Bundesurkunde zwischen Städten und Herren 
ausgestellt wird, kann man sogar schliessen, dass den 
Städten der Beitritt der Herren nicht als wichtig genug 
erschien; doch wirkte hierbei wohl mit, dass nicht eine 
Menge Herren gleichzeitig beitraten, sondern dass einer 
nach dem andern, je nachdem er sich gerade durch die 
städtischen Bestrebungen veranlasst fühlte, durch Über- 
nahme der vom städtischen Bunde vorgeschriebenen Ver- 
pflichtungen in das Bundesverhältnis eintrat. 

Ganz kurz muss hier noch darauf hingewiesen werden, 
dass in dem bisher betrachteten Stück I der Aktensammlung 
wie auch in den weiteren Teilen der Landfriede öfters 
als sancta pax bezeichnet wird. Man darf hieraus nicht 
schliessen, wie dies Schwemer^) thut, dass der Bund 
„auf Grund kirchlicher Bestimmung erbaut ist"; der Friedens- 
zustand ist im Mittelalter immer „heilig", und diese Be- 
nennung beweist daher für Entstehung und Beeinflussung 
des Bundes durch die Kirche gar nichts. Auch die Ver- 
wendung kirchlicher Phrasen im Texte, die Michael*) 
für spätere Teile der Aktensammlung nachgewiesen hat, 
kann unter keinen Umständen beweiskräftig sein. Sie ist 



*) Hilgard, Speyrer ÜB. 80; RJ. 11674. 

*) Aktensammlung, Stück II, Art. 7, 10, 15, 16; (Const. II, 582 f.) 

') In der mehrerwähnten Festschrift S. 81. 

*) Deutsche Geschichte I, S. 264 f. 
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allein dem Kanzleistil der Zeit auf Rechnung zu setzen ^). 
Aus diesen Redewendungen geistlichen Einfluss auf den 
sachlichen Inhalt der Stücke, die mitgeteilten Beschlüsse 
schliessen zu wollen, würde Hyperkritik genannt werden 
müssen. 

Wir konnten also aus dem Stücke der Aktensammlung, 
das über die Gründung des Bundes referiert, folgendes 
für unsere Frage schliessen: Ein von den Städten an- 
gebahnter, in seinen Bestimmungen auf die bisherigen rein- 
städtischen Bündnisse zurückgehender, mithin rein städtische 
Interessen vertretender Bund bildete sich um den Anfang 
Juli 1254 aus einer Anzahl von Städten der Rheingegend ; 
im Laufe der nächsten Monate traten mehrere Fürsten 
und Herren insofern bei, als sie sich den städtischen For- 
derungen unterwarfen. Wir fanden, was den angeblichen 
Anteil des Erzbischofs Gerhard betrifft, die von Will und 
Michael vertretene Ansicht in keiner Beziehung bestätigt ; 
er ist bei der Stiftung des Rheinischen Bundes völlig un- 
beteiligt. Als Mitglied ist er erst im Herbste 1254 nach- 
weisbar. 

Auch wenn wir näher auf Zwecke und Ziele des 
Bundes eingehen, erfährt diese Anschauung keine Ände- 
rung. Wenn wir darauf achten, welche Tendenzen der 
neue Bund im Verhältnis zum Dreistädtebund verfolgte, 
so zeigt uns die Übereinstimmung im Wortlaute (s. S. 67) 
gleiche Zwecke. Diese Zwecke lassen sich zusammen- 
fassen in die Worte : gegenseitiger Schutz gegen Friedens- 
störungen und Beseitigung von Verkehrshindernissen. Der 
Rheinische Bund tritt, im Bewusstsein seiner gesteigerten 
Kraft, stärker offensiv auf als die vorausgehenden kleineren 
Bünde ^), und in ihm kommt die Tendenz gegen ungerechte 
Zölle, also eine Spezies von Verkehrshindernissen, schärfer 
zum Ausdruck. 



^) In den städtischen Kanzleien waren eben damals noch Geist- 
liche thätig, vgl. Bresslau, Urkundenlehre I, 459. 

•) Stück I, Art. 3 a; vgl. Weizsäcker S. 50 f. 
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Wie sonach die Gründung des Bundes seiner ganzen 
Tendenz nach von städtischen Interessen geradezu ge- 
fordert wurde, sich aber sofort gegen die Herren richtete, 
von denen gerade die Friedens- und Verkehrsstörungen 
ausgingen, deren Beseitigung man anstrebte, — so zeigt 
sich in der Folgezeit eine entsprechende Erscheinung in 
der Thätigkeit des Bundes. 

Die Städte haben die Leitung im Bunde ; ihnen steht 
die Aufnahme neuer Mitglieder allein zu. Sie bilden das 
aktive Element im Bunde. Wo wir von einer offensiven 
Thätigkeit des Bundes gegen Raubritter u. dgl. hören, 
sind es die Bürger, die dem Unwesen entgegentreten; 
wir hören nirgends, dass die Wildgrafen oder der Erz- 
bischof von Mainz ihre Reisigen bei einer Bundesexekution 
hätten mit den Bürgern ausziehen lassen. Die Bürger 
scheuen sich dabei nicht vor einer umfangreichen Fehde 
mit der rheinischen Dynastenliga. Wie der erste Gedanke, 
der erste Plan zur Gründung des Bundes in städtischen 
Kreisen entstand, so geht auch der Ausbau seiner Organi- 
sation auf die Bürger zurück ; auf keinem Bundestag treten 
Fürsten und Herren irgendwie bedeutend hervor ; dagegen 
scheint im Jahre 1255 ein Bundestag einfach nicht zustande 
gekommen zu sein, weil die Gesandten von Mainz und 
Worms auf der Reise gefangen worden waren ^). 

So sehen wir, dass wie bei der Gründung des Bundes, 
so im Verlauf seiner weiteren Geschichte die beiden Ele- 
mente sich konsequent verhalten: Von den Städten nahm 
die Bundesidee ihren Ausgang — sie sind auch später das 
agitierende und kämpfende Element im Bunde. Die Herren 
dagegen sind gegen ihre eigenen Interessen dem Bunde 
gezwungen beigetreten — sie zeigen demgemäss keinen 
Eifer für den Landfrieden. 

Gegen ihre eigenen Interessen. Denn ihre Pflicht 



*) Aktensammlung, Stück V (Const. II, 584). 
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als Bundesglieder war, die unrechtmässigen Zölle abzu- 
schaffen, mithin auf einen wesentlichen Teil ihrer Einnahmen 
zu verzichten. Und was ward ihnen dafür? Die Gegen- 
konzession der Städte an die Herren in der Pfahlbürger- 
frage 1) kommt doch für die Zeit der Anfänge des Bundes 
und der ersten Beitritte von Herren noch nicht in Betracht. 
Wenn diese Herren sich also durch die Aussicht auf 
materielle Vorteile nicht zum Beitritt bestimmen Hessen, 
so muss wohl das der Grund sein, dass materielle Nach- 
teile von noch grösserer Bedeutung als die Aufgabe der 
Raubzölle durch die Fügsamkeit gegenüber dem Bunde 
vermieden wurden. 

So ist es denn nicht anders möglich, als dass die 
Furcht vor der rasch sich organisierenden Bürgerschaft 
des Mittelrheins, der Wetterau, des Oberrheins einen nach 
dem andern von den Herren auf den Bistumsstühlen und 
auf den Bergschlössern dazu getrieben hat, den Bund 
lieber zum Freund als zum Feind zu gewinnen. Unter 
den ersten Beitretenden finden wir den Erzbischof Gerhard, 
dessen Raubzollwesen bekannt ist, und der zwar den fernen 
Donner eines Bannes leicht ertrug, nicht aber die nahe 
Gefahr eines Krieges mit den geeinten Bürgerschaften. 
Bei ihm und bei den Fürsten überhaupt musste die Über- 
legung zum Beitritt treiben, dass ihre eigene Politik jeder- 
zeit von den Städtern lahmgelegt werden konnte und ihrer 
ganzen Natur nach musste, wenn sie nicht bei ihnen selbst 
Anschluss suchten. Denn auf der Seite der Städte stand 
das Kapital, der Kredit und die kriegerische Mannschaft. 
Schon war seit dem grossen Privileg von 1244^), durch 
das sich Sigfrid III. die Unterstützung seiner Hauptstadt 
erkauft hatte ^), dem Erzbischof fast keine Macht in der 
Stadt mehr geblieben ; auf was sollte er sich stützen ? Mit 

*) Vgl. Weizsäcker S. 150, Anm. 2. 

•) Gudenus, Cod. dipl. I, 580, vgl. Will, Reg. ü, 281 f. 

3) Vgl. Hegel, Städtechroniken XVIII, 2. Abtlg., S. 46. 
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ihm ging seine Verwandtschaft auf die Seite des Bundes 
über. In ähnlicher Lage befand sich der Bischof von 
Worms. Zwar war es ihm gelungen, seiner Bürgerschaft 
die von ihm gewünschte Verfassung aufzuzwingen^), aber 
die Wormser versagten ihm ihre Hülfe gegen den Gegen- 
bischof, der die ausserhalb der Stadt gelegenen Besitzungen 
des Bistums in seiner Hand hielt ^). Daher hatte er allen 
Grund, den Städtern einen Gefallen zu thun, um ihre Unter- 
stützung zu gewinnen. 

Auch hatte der Bund der Städte den Herren ja schon 
früh den Ernst seiner Absichten gezeigt. Vielleicht hatte 
schon der Dreistädtebund, zu dem dann noch das erz- 
stiftische Bingen getreten war, eine bedrohliche Miene 
gegen den Erzbischof und die übrigen Inhaber willkürlich 
eingeführter Zölle aufgesetzt; und die Exekution gegen 
Ingelheim ist schon bei der Gründung des Rheinischen 
Bundes ohne Zweifel beschlossen worden ^). Das energische 
Vorgehen in diesem Falle konnte dann über den Ernst 
der Situation bei den Herren keinen Zweifel mehr bestehen 
lassen. 

Wie sich dann der Städtebund in rascher Folge ver- 
grösserte, wuchs auch seine Macht; immer mehr Herren 
mussten es aufgeben, den Bestrebungen des Bundes gegen- 
über sich ablehnend zu verhalten. Seit der erwähnten 
Gegenkonzession der Städte war ja auch ihren Wünschen 
in einem wichtigen Punkte Rechnung getragen. Schliess- 
lich, als der Bund mehr und mehr zum Sammelpunkt der 
Anhänger König Wilhelms wurde, konnten sie erst recht 
nicht mehr ohne Gefahr dem Bunde fernbleiben. 

Nachdem nunmehr die Zweifel daran, dass den Städten 
das Verdienst zugeschrieben werden muss, den Rheinischen 

*) Vgl. Arnold, Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte II, 
S. 65; Boos, Rheinische Städtekultur I, S. 534. 
*) Boos a. a. O. S. 535. 
^) S, oben S. 51 — 52. 
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Landfriedensbund ins Leben gerufen zu haben, u. E. 
endgültig beseitigt sind, bleibt uns nur noch übrig, auf 
eine Stelle hinzuweisen, die, soviel wir sehen, für unsere 
Frage bisher noch nicht benutzt ist, die aber unsere Auf- 
fassung vollkommen bestätigt. In der Urkunde nämlich, 
durch die König Wilhelm dem Landfrieden seine Bestätigung 
erteilt % wird es ausgesprochen, dass Gott der Herr Ruhe 
und Frieden, die schon lange ausgewandert waren, aus 
Gnaden „per ministerium et labores humilium maxime .... 
miraculose et potenter induxit*. Wer können die humiles 
anders sein als die Niedriggeborenen, die Bürger, ein 
Gegensatz zn den nobiles, den aus edlem Geschlecht Ge- 
borenen, den Herren ? Es springt in die Augen, dass die 
Anerkennung, wonach der Friedenszustand wesentlich eine 
Frucht bürgerlicher Bemühung ist, in einem offiziellen 
Aktenstück dieser Art die grösste Beachtung verdient, 
zumal in einer Zeit, wo die Gruppe der Herren im Bunde 
schon einen beträchtlichen Umfang gehabt haben muss. 
Wenn der König dieser Anerkennung in solcher unzwei- 
deutigen Weise Ausdruck verlieh, so zeugt das dafür, dass 
man am königlichen Hofe nicht im Zweifel war und keinen 
Zweifel darüber aufkommen lassen wollte, wem man die 
Ruhe und Ordnung im Lande verdankte, die der König 
selbst herzustellen nicht imstande gewesen war. 

VI. 

Amoldus Walpodo. 

Durch die vorausgegangenen Ausführungen ist zwar 
den Städten das ihnen gebührende Verdienst wieder zu- 
gesprochen worden; aber wir haben noch zu untersuchen, 
ob die Persönlichkeit aus den Kreisen der Städte, die 
früher stets als Gründer des Bundes gefeiert wurde 2), auch 

^) MG. Const. II, 477. Oppenheim 1255 Nov. 10. 

•) Am meisten wohl von Schaab in seinem Werk: Geschichte 
des grossen rheinischen Städtebundes, gestiftet zu Mainz 1254 durch 
Arnold Walpod, 2 Bde. 1843—45. 
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in der That diesen ehrenvollen Namen verdient, oder ob 
nicht vielmehr wie bei zahlreichen geschichtlich wichtigen 
Vorgängen, so auch hier Name und Person des Urhebers 
im Dunkel der Vergangenheit verborgen bleiben muss. 

Das eine müssen wir jedenfalls festhalten: Aus dem 
Geiste eines Menschen entsprang ohne Zweifel der geniale 
Gedanke, der ■— die Leiden des Bürgerstandes in jener 
Zeit in ihrer Gesamtheit betrachtend — für alle diese 
Schichten ein Heilmittel fand in der Idee einer umfassenden 
Konföderation und der es unternahm, diese Idee zu ver- 
wirklichen durch die Schaffung einer festgefügten Ord- 
nungspartei. Dass dieser Mann in Erzbischof Gerhard 
nicht gesucht werden darf, haben wir gesehen. Vielmehr 
müssen wir ihn in den Reihen der Städter suchen, und da 
ist es denn Arnold der Walpode von Mainz, auf den nicht 
nur innere Wahrscheinlichkeit, sondern auch die äussere 
Überlieferung hinweist. Mit ihm werden wir uns also zu 
beschäftigen haben. 

Wir erinnern uns des Berichtes des Chronisten Albert 
von Stade ^): „Quidam validus civis in Moguntia coepit 
hortari concives . . .; vocaverunt eum Waltbodonem". Bei 
der Besprechung von Alberts Bericht sahen wir, dass 
er für den Bund bei aller örtlichen Entfernung von 
dessen Mittelpunkt keineswegs als eine „recht fernstehende 
Quelle" 2) bezeichnet werden darf. Denn wo man dem 
Chronisten Einblick in die Urkunde gewährte, dort erfuhr 
er auch, was er über den Walpoden berichtet, nämlich bei 
den städtischen Behörden von Stade. Es kann nicht hoch 
genug angeschlagen werden, mit welcher Bestimmtheit 
Albert es ausspricht, dass der Walpode die Anregung 
zum Bunde gab ; von seiner Persönlichkeit geht der ganze 
Bericht Alberts aus. Und recht nachdrücklich hebt er 



*) Oben S. 55. 

*) So Schwemer a. a. S. 76; vgl. Will, Einl. S. LXIV. 
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es hervor, dass der Walpode zu allererst den Vorschlag 
zur Verbindung gemacht habe : nicht hortatus est, sondern 
coepit hortari. 

Albert wollte also sagen: der Walpode trug seinen 
Mitbürgern vor, dass der Weg der Verbindung in grossem 
Massstabe der einzige Ausweg aus den unerträglichen 
Zuständen sei; er schlug ihnen vor, die längst wohl ge- 
hegten Wünsche auf einen Schutz gegen ihre Widersacher, 
der besser sei als pergamentene Gesetze, in die Praxis zu 
übertragen; er war der geistige Führer des Bürgertums 
bei seinem Übergang zum föderativen System. 

Es ist gewiss ein schwerwiegender Beweisgrund, der 
von den Skeptikern nicht weggeleugnet werden kann, 
wenn in einer Bundesstadt, in Kreisen, die den leitenden 
städtischen Behörden so nahe stehen, dass sie Einsicht in 
wichtige Aktenstücke nehmen dürfen, die Ansicht von einer 
solchen unbedingten und alleinigen Initiative des Walpoden 
mit derartiger Schärfe und Klarheit ausgesprochen wird. 
Schon dieses Zeugnis würde genügen, um an das Faktum 
der Initiative des Walpoden glauben zu machen, mindestens 
bis zum überzeugenden Beweis des Gegenteils, der aber 
schwerlich wird geführt werden können. Hierzu aber 
kommt noch, dass wir ihn auch später in Bundesangelegen- 
heiten hervortreten sehen, und zwar, wie sich zeigen wird, 
mehr als es sein Walpodenamt erfordert hätte, dass dieses 
Hervortreten mithin ein rein persönliches, kein amtliches 
war. Wir können dies bei einer besonders gut urkundlich 
bezeugten Gelegenheit wahrnehmen, nämlich bei der Auf- 
nahme der Stadt Regensburg in den Bund am 2.0ktober 1256. 

Wir müssen hier voraus bemerken, dass die Auf- 
nahme in den Bund zwar nach Aktensammlung Stück II, 
Art. 18^) durch jedes Bundesglied erfolgen konnte und 
auch in Wirklichkeit von einer ganzen Anzahl der Bundes- 



*) MG. Const. II, 583. 
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genossen geübt worden ist ^) ; dass aber faktisch Mainz, wie 
es auch sonst als Vorort des Bundes erscheint, so eben- 
falls hier eine bevorzugte Stelle einnahm. Selbst ganz 
entfernt gelegene Städte lassen sich von der Stadt Mainz 
aufnehmen ^). Eine direkte Aufnahme durch den Mittel- 
punkt des Bundes gab wohl bessere Gewähr der Bundes- 
genossenschaft als eine solche durch andere, wenn auch 
nähergelegene Städte. 

Unter diesen durch Mainz unmittelbar aufgenommenen 
Städten ist auch Regensburg. Wir teilen hier kurz die 
Urkundenauszüge mit nebst den für Arnold Walpod wich- 
tigen Stellen^): 

1. Die Stadt Mainz beurkundet die durch sie erfolgte 
Aufnahme der Stadt Regensburg in den Bund. Als 
Aussteller werden genannt: Arnoldus camerarius, 
Fridericus scultetus, Arnoldus walpodo, iudices, con- 
silium et universi cives Maguntinenses. 1256 Okt. 2. 

2. Die Stadt Würzburg erkennt die Stadt Regensburg 
als Bundesgenossin an, nachdem die Gesandten der 
letzteren den Frieden beschworen haben apud Mo- 
gunciam . . . coram Walpotone et aliis civibus civi- 
tatum pacis federe iuratarum. 1256 Okt. 9. 

3. Die Stadt Nürnberg erkennt die Stadt Regensburg 
als Bundesgenossin an, nachdem die Gesandten 
Regensburgs in civitate Moguntinensi domino Walpa- 
tone camerario et consulibus eiusdem loci presentibus 
den Frieden beschworen haben. 1256 Okt. 10. 

Wie man sieht, handelt es sich bei den drei Stücken 
nur um einen Akt, die Aufnahme Regensburgs in den 
Bund; die Gesandten Hessen sich auf der Rückreise von 



*) Vgl. Weizsäcker S. 163 ff. 

«) Vgl. Weizsäcker S. 165, 168. 

^) Gedruckt sind die Urkunden Const. II, 594 f. 
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Mainz ihre Zugehörigkeit zum Bunde von den beiden 
nächstliegenden Bundesstädten bestätigen '). 

Dass wir den Walpoden nur in diesen drei Akten- 
stücken des Bundes genannt finden, erklärt sich leicht 
dadurch, dass wir weitere Aufnahmeurkunden von Mainz 
nicht besitzen. Doch befand er sich schon unter den vier 
Vertretern von Mainz im Schiedsgericht des Bundes von 
Mainz, Worms und Oppenheim (April 1254)^). 

In unseren drei schriftlichen Erklärungen tritt seine 
Stellung deutlich genug hervor. In Nr. I zwar tritt er nur 
als Beamter von Mainz auf und zwar an dritter Stelle — 
nach dem Kämmerer und dem Schultheiss — , die ihm 
seinem Amte nach gebührt*). Aber in den beiden An- 
erkennungsschreiben von Würzburg und Nürnberg nimmt er 
eine ganz andere Stellung ein. Walpoto, ein den fränkischen 



*) Man kann es autfallend finden, dass die Aufnahme Regens- 
burgs in Mainz erfolgte, während die Gesandten ersterer Stadt doch 
zu dem Bundestag bestimmt waren, der auf den 29. Sept. nach Strass- 
burg berufen war (Aktens. Nr. XI, Art. 3; Const. II, 589; die Ge- 
sandten sollten nach Strassburg sich begeben: Urk. von Würzburg 
— oben Nr. 2 — : „nuncios quos Argentinam ad colloquium sancte 
pacis destinastis"). Da nun bei der Aufnahme Regensburgs in Mainz 
am 2. Okt. Gesandte anderer Bundesstädte anwesend waren (vgl. 
Urk. Würzburgs), so müssen wir annehmen, dass durch irgend eine 
Veränderung der politischen Lage — man befand sich ja vor der 
Königswahl — eine veränderte Disposition inbezug auf den Ort des 
Bundestages getroffen wurde, d. h., dass man den Tag statt in Strass- 
burg in Mainz als dem Mittelpunkt des Bundes abzuhalten für nötig 
hielt. Wir dürfen dann annehmen, dass Regensburg von diesem ab- 
ändernden Beschlüsse keine Nachricht erhalten hatte, da es ja noch 
nicht Mitglied war; es schickte daher seine Boten nach Strassburg, 
und diese reisten von dort sofort nach Mainz weiter. — Von dem 
Strassburger Tag selbst war Regensburg jedenfalls durch Würzburg 
unterrichtet, wo der Strassburger Tag beschlossen worden war (Const. 

II, 589). 

') Böhmer, Cod. dipl. Moenofr. p. 102 = Weizsäcker S. 51 links. 

') Vgl. z. B. Schaab, Städtebund II, 10 Anm. 
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Städten unbekannter Titel, wird als Eigenname aufgefasst '), 
und er wird teils als einzige autoritative Person bei der 
Aufnahme (Würzburger Urk.) teils als wesentliche Behörde 
(Nürnberger Urk.) — vor Kämmerer und Rat von Mainz — 
aufgeführt. Der Walpode war eben als Hauptperson des 
Bundes im ganzen Bundesgebiet (vgl. Stade) wohlbekannt, 
und der „Name" Walpodo gab schon genügende Bürg- 
schaft für die Richtigkeit der Aufnahme. In der feierlichen 
Mainzer Urkunde musste Arnold seinem amtlichen Range 
entsprechend unter den Vertretern der Stadt an dritter 
Stelle erscheinen — wobei die formelhafte Nennung 
der Aussteller nicht einmal für die Anwesenheit des scul- 
tetus unbedingt beweisend ist — , in den mehr privaten, 
brieflichen Zuschriften der beiden andern Städte dagegen 
ist der Hergang unbeeinflusst durch Formeln dargestellt 
und hier tritt Arnold als allein massgebend uns entgegen. 
Dieses Hervortreten in der späteren Zeit des Bundes ent- 
spricht völlig der leitenden Stellung, die wir ihn bei der 
Stiftung des Bundes einnehmen sahen. 

Wie konnte Arnold der Walpode auf die Bahn kommen, 
auf der er uns hier entgegengetreten ist? War es sein 
Amt oder seine Person zunächst, die ihn in dieser Weise 
hervortreten liess? 

Die Ansicht, dass Walpodo durch Vererbung des 
Amtes schliesslich zum erblichen Familiennamen geworden 
sei, wird wohl heute von niemand mehr aufrecht gehalten ^). 
Wir haben es ohne jeden Zweifel mit dem A mX e des Wal- 
poden zu thun. Das Walpodenamt war ein erzbischöfliches, 
wie überhaupt die Stadtämter von Mainz ^)» Wir begegnen 



*) So wahrscheinlich auch von Albert von Stade; „vocaverunt 
eiim Waltbodonem". 

») Vgl. Hegel, Städtechroniken XVIII, 2, 59. 

•) Über das Walpodenamt handeln : der Elenchus Waltpodiorum 
bei Gudeniis C. d. II, 495—506; Thudichum, Die Gau- u. Mark Ver- 
fassung (1860), S. 58 ff.; Waitz, Verfassungsgeschichte VII, S. 35 f.; 
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Walpoden in Mainz seit der ersten Hälfte des 12. Jahr- 
hunderts, zunächst unter den Ministerialen des Bischofs, 
dann bei den Vertretern der Stadt. Dass der Walpode 
in unserer Zeit seinen Rang hinter den Ämtern des Käm- 
merers und des Schultheisen einnimmt, haben wir schon 
bemerkt. 

Was den Inhalt des Walpodenamtes betrifft, so wissen 
wir, dass in älterer Zeit der Walpode den Grafen ver- 
treten konnte '), so auch den Burggrafen. Später, als an 
Stelle des Burggrafen in Mainz der Kämmerer trat ^), blieb 
er als „mehr untergeordneter Beamter'' -^ bestehen. Näheres 
über die Funktionen des Walpoden erfahren wir aus einem 
Weistum, das zwar aus beträchtlich späterer Zeit stammt, 
aber für unsere Zeit wohl noch benutzt werden kann *). 
Das Weistum enthält, abgesehen von den einzeln ange- 
gebenen Einkünften des Walpoden, die meist aus den 
Kreisen des Handwerks stammen, im wesentlichen als 
Rechte dieses Beamten einerseits Polizeirechte, die 
Aufsicht über die Ausübung gewisser Gewerbe, z. B. die 
Kontrole über die Grösse der Brote bei den Bäckern; 
die Sittenpolizei über Eheleute und Dirnen ; andererseits 
niedere Gerichtsrechte über gewisse Zünfte der 



Hegel a. a. O. S. 59—62; Koehne, Ursprung der Stadtverfassung in 
Worms, Speyer und Mainz (1890), S. 195; Schaube, Zur Entstehung 
der Stadtverfassung von Worms u. s. w., Bresl. Progr. 1892, S. 54, 
Anm. 217 u. S. 65. Vgl. auch eine in der Mainzer Stadtbibliothek 
handschriftlich verwahrte Abhandlung von Schaab. Die im Kgl. Allg. 
Reichsarchiv zu München vorhandene Schrift von Bodmann über den- 
selben Gegenstand konnte ich nicht benutzen. 

*) Thudichum S. 58. 

*) Hegel S. 52. 

') Waitz S. 36; Thudichum S. 58 f. 

*) Herausgegeben von A. Wyss im Archiv für hessische Ge- 
schichte XV (1884), S. 176 — 190. Ein Teil des Weistum s ist vor 1400 
entstanden, geht jedoch auf den Bericht eines über 50 Jahre im Amte 
gewesenen Walpoden zurück. Vgl. a. a. O. S. 177, Anm. i. 
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Hand werker, z. B. die Seiler; es scheint ein Gericht der 
Zunftmeister unter seinem Vorsitz bestanden zu haben; 
femer befinden sich die Landstreicher unter seiner speziellen 
Gerichtsbarkeit; endlich steht dem Walpoden die Gerichts- 
barkeit über Diebstahl und die Verfügung über gestohlenes 
Gut zu. Also Polizeibefugnisse und eine niedere, lokale 
Gerichtsbarkeit bildeten das Amt des Walpoden. Der rein 
lokale Charakter des Amtes muss hervorgehoben werden ^), 
sowie der Umstand, dass derselbe der ganzen Art seiner 
Kompetenzen nach weder direkt noch indirekt etwas mit 
Zöllen oder mit dem Landfrieden zu thun hat*). 

Wir betonen dies besonders stark, weil von WilP) 
und Michael*) versucht worden ist, die Bundesbe- 
strebungen Arnolds des Walpoden einfach aus seinem 
Walpodenamt abzuleiten. Freilich : sowohl der Rheinische 
Bund wie das Amt eines lokalen Richters über Diebstahl 
und Verleumdung haben „die Tendenz gegen Raub und 
Gewalt". Es bedeutet aber doch eine nicht geringe Ver- 
kennung der thatsächlichen Verhältnisse, wenn man vom 
Rheinischen Bunde als von einem „mit dem Ressort des 
Walpodenamtes nahe verwandten Institut" redet, und direkt 
aus der Luft gegriffen ist die Behauptung von Michael* 
„Die Beseitigung ungerechter Zölle, der erste Beweggrund 
des grossen Bundes, gehörte zu den Pflichten des Wal- 
podenamtes." 

Wir können im Gegenteil nicht finden, dass das Amt 
eines Walpoden sich mit Arnolds Bundesvorschlag irgend- 
wie berührt. Daher müssen wir auch Kempfs Ansicht 



*) Er geht aus dem Weistum mit voller Klarheit hervor, vgl. 
S. 176: „in der stad", S. 178, Abs. 2 „in der stad ader in dem burgk- 
banne czu Mencze", ebenso Abs. 4. 

•) Das „recht von den pontczolnern** (S. 178) bezieht sich auf 
Einkünfte des Walpoden. 

») Einl. S. LXIII. 

*) Deutsche Gesch. I, S. 260. 
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abweisen, wonach der „erzbischöfliche Beamte und Bürger'' 
Arnold den Hauptanteil an dem Zustandekommen des 
Städtebundes gehabt haben soll. Nein, nicht der erz- 
bischöfliche Beamte kann hier in Betracht kommen, sondern 
nur der Bürger'). Nicht sein Lokalamt, sondern sein 
weitschauender Blick, der die Interessen des gesamten 
Bürgertums umfasste, gab ihm den Gedanken ein, der im 
Bunde seine Ausführung fand. 

Wir sind also darauf angewiesen, in seiner Persön- 
lichkeit selbst den Grund zu dem weitgreifenden Plan zu 
suchen. Leider können wir von seiner Person nur wenig 
berichten. In 14 Urkunden finden wir seinen Namen, 
meist nur als Zeuge*). Sein Amt trat er 1249 ^"» wo 



') Kempf, Interregnum S. 151 u. Anm. 3. Der Verf. ist sehr 
zur Vermittlung geneigt; daher der „Beamte und Bürger"; daher 
auch die unhaltbare Scheidung zwischen Städtebund und Landfriedens- 
bund. Was war denn der Städtebund anders als ein Landfriedensbund ? 

') Es sind dies folgende Urkunden: 

1249 Nov. 25. Schiedsspruch; A. W. Zeuge. Gedr. Schaab, Städte- 

bund II, 9 Anm. 2. 

1250 März. Verkauf; A. W. Zeuge. Baur, Hess. ÜB. I, 20 Nr. 29. 
3250 Nov. 3. Urk. d. Mainzer Richter; A. W. Zeuge. Baur I, 22 

Nr. 33. 

1251 Jan. 28. Innocenz IV: an die Beamten von Mainz, worunter A. W.; 

MG. Ep. pont. III, 32. 

1252 Juni 21. Verkauf; A. W. Zeuge. Guden I, 625. 

1253 Febr. 4. Vertrag mit Phil. v. Hohenfels; Bürge u. a. A. W.; 

Schaab, Gesch. v. Mainz III, 226 Auszug; vgl. oben S. 42 Anm. 2. 

1253 Sept. 25. Schenkung; A. W. Zeuge; Schaab, Gesch. d. Buch- 

druckerkunst II, 363. 

1254 März 18. Schenkung; A. W. Zeuge; Bodmann, Rheing. Alter- 

thümer 192. 

1254 April. Dreistädtebund. A. W. Schiedsrichter; Böhmer, C. d. 

Moenofr. loi. 

1255 Jan. Eb. Gerhard gibt A.W.Hofstätten in Erbleihe. Will Reg. 

n, 330» Nr. 132. 

1256 Okt. 3 Urk. s. oben S. 77. 
1267 Okt. Baur I, 36 Nr. 58. 
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überhaupt eine Neubesetzung der Stadtämter (ausser dem 
des Kämnierers Arnold) bei der Inthronisation Christians IL 
stattgefunden zu haben scheint. Als sich die Aussicht 
einer Absetzung Christians in der Ferne zeigte, hielten es 
die Mainzer Richter und Stadtbeamten für nötig, sich vom 
Papste Unabsetzbarkeit auf 6 Jahre verleihen zu lassen ^). 
Höchst wahrscheinlich erkannten die Beamten aus den 
vorausgehenden Auszeichnungen des Kanonikus Gerhard, 
dass dieser zum Nachfolger ausersehen sei, und erwarteten 
von ihm nichts Gutes. Eine besondere Dienstwilligkeit 
hatte Gerhard bei seinen Stadtbeamten also wohl nicht zu er- 
warten -). Schwerlich würde also Arnold in Gerhards Auf- 
trag in Dingen, die seinem Amte so fern lagen, wie die 
Bundesbestrebungen, thätig gewesen sein. 

Arnold stammte aus einem reichen Bürgergeschlecht 
in Mainz. Er war nicht ritterbürtig wie der Kämmerer 
Arnold vom Turm *), aber aus sehr angesehener Familie *). 
Seinen Reichtum kann man ermessen, wenn man erfährt, 
dass er es gewesen ist, der im Jahre 1251 den Domini- 
kanern eine feste Niederlassung in Mainz verschafft, ihnen 
Kirche und Kloster gebaut hat^). 

Von seiner bürgerlichen Stellung aus können wir 
seine Handlungsweise begreifen, die zur Gründung des 
Rheinischen Bundes führte. Er war reich und somit 
zweifellos am Handel und Verkehr persönlich interessiert, 
durch die Unordnung aber auch persönlich geschädigt. 
Persönliche Erfahrungen werden es gewesen sein, die ihn 

*) Ep. pont. III, 32. 

•) Charakteristisch ist das Bestreben der Kurie, in die welt- 
lichen Angelegenheiten Oberall einzugreifen, hier zu erkennen, wo es 
sie sogar dahin fuhrt, Beamte gegen Gerhard, ihren Schützling, in 
Schutz zu nehmen. 

*) Urk. 1254 Apr. (C. d. Moenofr. 102): „A. camerarius, Inge- 
brandus, milites, Arnoldus walpodo et Ulricus de a. r." 

*) Vgl. Hegel a. a. O. S. 51, Anm. 4 vgl. S. 64. 

') Arnold, Freistädte II, 70; Hegel a. a. O. S. 51, Anm. 4. 
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veranlassten, auf ein Mittel zur Abhülfe gegen die allge- 
meine Erschwerung des Verkehrs, Schädigung des Handels, 
Unsicherheit der Strassen zu sinnen. 

Es kann auffallend gefunden werden, dass die Person 
Arnolds in der Überlieferung so stark hat verwischt werden 
können. Wir müssen jedoch bedenken, dass das 13. Jahr- 
hundert noch nicht die Zeit war, wo dem Individuum zu 
freier Entfaltung Spielraum gegeben war, dass damals — 
gerade in den Kreisen des Bürgertums — fast nirgends 
eine Persönlichkeit in scharfen Umrissen zu erkennen ist, dass 
der Überlieferung jener Tage die Fähigkeit fehlt, aus jenen 
Kreisen, wo das Typische so stark überwiegt, Individuali- 
täten aufzufassen und aufzuzeichnen. Wenn wir aber die 
freie That des Einzelnen durch den Schleier des Typus 
hindurch erkennen können, so muss dieser Einzelne eine 
besonders starke Individualität gewesen sein. Dies ist hier 
der Fall. In diesem Sinne kann man Weizsäcker völlig 
zustimmen, wenn er der hyperkritischen Darlegung 
Bussons^) entgegnet ; ^Man muss sich ja glücklich 
schätzen, wenn man aus den bürgerlichen Kreisen jener 
Zeit einmal einen Namen hat, der für eine bestimmte Wirk- 
samkeit bezeugt ist''^). Und treffend bemerkt L. Wei- 
land auf den Einwand, dass des Bundesstifters Name ja 
nicht in den Haupturkunden vorkomme: „Auch die Ver- 
trags- und Verfassungsurkunden des deutschen Reiches 
erwähnen den Namen des Mannes nicht, den die Nach- 
welt mit vollem Fug den Gründer des neuen Reiches 
nennen wird* *). 



*) Zur Geschichte des grossen Landfriedensbundes, S. 11 ff. 
*) Rheinischer Bund S. 166; vgl. Hegel a. a. O. S. 51, Anm. 3. 
•) Historische Zeitschrift Bd. 34, S. 192. 
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Überblicken wir nunmehr ganz kurz das Ergebnis 
der vorliegenden Untersuchung, so finden wir folgendes: 

Die von Will behauptete Thätigkeit kurialer Ver- 
treter im Sinne des Landfriedensschutzes oder einer Zoll- 
reform mussten wir für den Papst Innocenz IV. völlig ab- 
weisen; für die Legaten konnten wir eine solche nur 
insoweit gelten lassen, als sie hierdurch die Macht und den 
Einfluss des päpstlichen Königs und dessen persönliche 
Bestrebungen zu unterstützen versuchten; dass ihnen die 
Beteiligung an den Zollreformbestrebungen König Wil- 
helms zum eigenen Verdienst anzurechnen sei, schien uns 
nicht zutreffend. 

Einen direkten oder indirekten Einfluss Erzbischof 
Gerhards von Mainz auf die Stiftung des Rheinischen 
Bundes, wie er von Will und Michael namentlich an- 
genommen wird, mussten wir mit Rücksicht auf dessen 
bisheriges Zollsystem und namentlich auch in Erwägung 
seiner finanziellen Notlage entschieden zurückweisen; wir 
kamen im Gegensatz dazu sogar zu der Anschauung, dass 
Gerhard nur gezwungen — und zwar nicht durch die 
kirchlichen Obergewalten, sondern durch das Verhalten 
der Bürger einerseits, durch die Rücksicht auf die Lage 
der Herrenpartei andererseits — dem Bunde beigetreten 
sein kann. 

Im weiteren glauben wir mit Zuhülfenahme der ge- 
samten Überlieferung eine Initiative der Städte bei der 
Bundesstiftung einleuchtend gemacht zu haben ; und endlich 
versuchten wir, in Arnold Walpod den Mann aus den 
städtischen Kreisen zu zeigen, von dem der eigentliche 
Plan der Bundesgründung ausging. 

Man sieht, dass unsere Resultate in vielen Beziehungen 
mit denen von Weizsäcker übereinstimmen. Aber wir 
halten deshalb die vorliegenden Untersuchungen nicht für 
unnütz, weil nach Weizsäcker dessen Resultate scharfen 
Widerspruch erfahren haben und es galt, die vorgebrachten 
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Anschauungen und ihre Begründung zu prüfen, sowie die 
aufgetauchten Irrtümer abzulehnen; auch war es von 
Wichtigkeit, nach Weizsäckers Nachweis der ver- 
schiedenartigen, nicht rein bürgerlichen Zusammensetzung 
des Bundes, die bürgerliche Initiative sicher zu stellen. 

Zugleich würde es uns mit Genugthuung erfüllen, 
wenn diese Ausführungen dazu beitragen sollten, einem 
hochverdienten Manne die Anerkennung seiner Leistung 
für das Gemeinwohl und die Herstellung geordneter Zu- 
stände in einem Teile des Reiches, der für das Verkehrs- 
leben von grösster Bedeutung war, gleichzeitig aber auch 
für die Ausbildung der städtisch-konföderativen Idee und 
hiermit für den Aufschwung bürgerlichen Lebens wieder 
zu verschaffen, die ihm in letzter Ztit von so mancher 
Seite versagt wurde. 



S. 46 Anm. 2 ist zu lesen: S. 751 Nr. 1005 u. S. 1049 Nr. 1447. 



Lebenslauf. 

Geboren bin ich Wilhelm Martin Hermann Becker 
am 13. Dezember 1874 zu Gernsheim am Rhein als Sohn 
des Leiters der dortigen Kartoffelmehlfabrik Gustav Becker 
und seiner Frau Pauline geb. Schäfer. Ich gehöre dem 
evangelischen Bekenntnisse an. Zunächst 4 Jahre in der 
evangelischen Volksschule, dann 3 Jahre in der damaligen 
Höheren Bürgerschule meiner Vaterstadt unterrichtet, be- 
zog ich zu Ostern 1888 das Ludwig-Georgs-Gymnasium 
zu Darmstadt, das ich Herbst 1890 mit dem dortigen Neuen 
Gymnasium vertauschte. Nachdem ich im Frühjahr 1894 
das Reifezeugnis erlangt hatte, begab ich mich nach 
München, wo ich 3 Semester verblieb, und sodann nach 
Giessen; auf letzterer Universität bin ich zur Zeit noch 
immatrikuliert. Mein Studium auf diesen beiden Hoch- 
schulen umfasste germanische und klassische Philologie, 
Geschichte und Geographie. Gegenwärtig stehe ich im 
Begriffe, mich der Prüfung für das höhere Lehramt zu 
unterziehen. 

Allen meinen Lehrern, die mir im Laufe meines 
Studiums so mannigfache Anregungen gaben, zumal denen, 
unter deren Leitung ich mich an wissenschaftlichen Semi- 
narien und Übungen beteiligen durfte, sei an dieser Stelle 
herzlicher Dank ausgesprochen. Es waren dies die Herren 
Professoren und Dozenten Behaghel, Carriere (f), v. Christ, 
Collin, A. Dieterich, J. R. Dieterich, Golther, Gundermann, 
Heigel, Höhlbaum, v. Müller, Oncken, Paul, Schiller, Siebeck, 
Sievers, v. Wölfflin. 
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